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Maßregelvollzug – Die neuere – alte und immer wieder von den Instanzgerich-
ten nicht beachtete - Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Jahre 
1995 bis 2016 – ein Auszug

Stand: 18.04.2018

BVerfG, Beschluss vom 21.02.2018 – 2 BvR 349/14 – 27 Jahre Maßregelvollzug

„... 2. Die Verfassungsbeschwerde ist auch begründet. Die angegriffenen Beschlüsse 
des Landgerichts Bochum vom 24. Oktober 2013 und des Oberlandesgerichts Hamm
vom 7. Januar 2014 verletzen den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 2
Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG, weil sie den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen nicht genügen, die für die Anordnung der Fortdauer langandau-
ernder Unterbringungen in einem psychiatrischen Krankenhaus bestehen.

a) Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG gewährleistet jedermann "die Freiheit der Person" und 
nimmt einen hohen Rang unter den Grundrechten ein. Das kommt darin zum Aus-
druck, dass Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG die Freiheit der Person als "unverletzlich" be-
zeichnet, Art. 104 Abs. 1 Satz 1 GG ihre Beschränkung nur aufgrund eines förmli-
chen Gesetzes zulässt und Art. 104 Abs. 2 bis 4 GG besondere Verfahrensgarantien 
für ihre Beschränkung statuiert (vgl. BVerfGE 35, 185 <190>; 109, 133 <157>; 128, 
326 <372>).

aa) Die Freiheit der Person darf nur aus besonders gewichtigen Gründen und unter 
strengen formellen Gewährleistungen eingeschränkt werden. Zu diesen wichtigen 
Gründen gehören in erster Linie solche des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts.
Eingriffe in die persönliche Freiheit auf diesem Gebiet dienen vor allem dem Schutz 
der Allgemeinheit (vgl. BVerfGE 22, 180 <219>; 45, 187 <223>; 58, 208 <224 f.>); 
zugleich haben die gesetzlichen Eingriffstatbestände freiheitsgewährleistende Funkti-
on, da sie die Grenzen zulässiger Einschränkung der Freiheit der Person bestimmen. 
Das gilt auch für die Regelung der Unterbringung eines schuldunfähigen oder erheb-
lich vermindert schuldfähigen Straftäters, von dem infolge seines Zustandes erhebli-
che rechtswidrige Taten zu erwarten sind, in einem psychiatrischen Krankenhaus ge-
mäß § 63 StGB.

bb) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG hat auch verfahrens-rechtli-
che Bedeutung. Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens ist, 
dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, auf zurei-
chender richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 58, 208 <222>) und 
eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, die der Bedeutung der 
Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>).
Erst eine hinreichende Tatsachengrundlage setzt den Richter in den Stand, darüber zu
entscheiden, ob die Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus fortzudauern hat oder zur Bewährung auszusetzen ist (§ 67d Abs. 2 StGB). 
Nur auf dieser Grundlage kann er die von ihm geforderte Prognose künftiger Straf-
fälligkeit stellen sowie die Verantwortbarkeit einer Erprobung des Untergebrachten 
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in Freiheit und die Verhältnismäßigkeit einer weiteren Unterbringung prüfen.

cc) Zudem ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in die Entscheidung über die 
Fortdauer oder Aussetzungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubezie-
hen (integrative Betrachtung). Das sich daraus ergebende Spannungsverhältnis zwi-
schen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbedürf-
nis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsverletzungen verlangt 
nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich für Entscheidungen 
über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch bewirken, dass Siche-
rungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als wechselseitiges 
Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander abgewogen werden. Hält das Ge-
richt ein Risiko im Sinne des § 67d Abs. 2 StGB bei einem nach § 63 StGB Unterge-
brachten für gegeben, hat es die mögliche Gefährdung der Allgemeinheit zu der Dau-
er des erlittenen Freiheitsentzugs in Beziehung zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 
<311 f.>; BVerfG, Beschlüsse der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 16. Mai 2013 
- 2 BvR 2671/11 -, juris, Rn. 16 und vom 11. Juli 2014 - 2 BvR 2848/12 -, juris, Rn. 
17).

Dabei ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten abzustellen, die ihrer Art und 
ihrem Gewicht nach ausreichen, die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese müs-
sen mithin "erheblich" im Sinne des § 63 StGB sein. Die Beurteilung hat sich darauf 
zu erstrecken, ob und welche Art rechtswidriger Taten von dem Untergebrachten dro-
hen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit und Rückfallfrequenz) 
und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. Dabei ist die von dem 
Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu konkretisieren; die Art und der 
Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten ist zu bestimmen; de-
ren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht zu rechtferti-
gen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalls einzugehen. Zu 
erwägen sind das frühere Verhalten des Untergebrachten und von ihm bislang began-
gene Taten. Abzuheben ist aber auch auf die seit der Anordnung der Maßregel verän-
derten Umstände, die für die künftige Entwicklung bestimmend sind (vgl. BVerfGE 
70, 297 <313 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>; BVerfG, Beschlüsse der 2. Kammer des 
Zweiten Senats vom 16. Mai 2013 - 2 BvR 2671/11 -, juris, Rn. 17 und vom 11. Juli 
2014 - 2 BvR 2848/12 -, juris, Rn. 18).

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet darüber hinaus, die Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur so lange zu vollstrecken, 
wie der Zweck der Maßregel dies unabweisbar erfordert und zu seiner Erreichung 
den Untergebrachten weniger belastende Maßnahmen im Rahmen der Aussetzung 
der Vollstreckung zur Bewährung (§ 67d Abs. 2, §§ 68a, 68b StGB) nicht genügen.

dd) Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Aussetzung (§ 67d 
Abs. 2 StGB) maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung unter Pro-
gnosegesichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen 
Einzelheiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt statt-
gefunden hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfas-
sung entsprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit nicht verkennen. Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen 
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Krankenhaus andauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismä-
ßigkeit des Freiheitsentzugs. Der im Einzelfall unter Umständen nachhaltige Einfluss
des gewichtiger werdenden Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an Grenzen stoßen, 
wo es im Blick auf die Art der von dem Untergebrachten drohenden Taten, deren 
Bedeutung und deren Wahrscheinlichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag für die 
Rechtsgüter des Einzelnen und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den 
Untergebrachten in die Freiheit zu entlassen (vgl. BVerfGE 70, 297 <315>; BVerfG, 
Beschlüsse der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 16. Mai 2013 - 2 BvR 2671/11 -,
juris, Rn. 19 und vom 11. Juli 2014 - 2 BvR 2848/12 -, juris, Rn. 20).

ee) Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeits-
prüfung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach §
67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Be-
wertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werden-
den Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt 
sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender ab-
fasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern 
seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert 
offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kon-
trolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsan-
spruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Kon-
kretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem Un-
tergebrachten drohen, und deren Deliktstypus. Bleibt das Bemühen des Richters um 
Zuverlässigkeit der Prognose trotz Ausschöpfung der zu Gebote stehenden Erkennt-
nismittel mit großen Unsicherheiten behaftet, so hat auch dies Eingang in seine Be-
wertung zu finden (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschlüsse der 2. Kam-
mer des Zweiten Senats vom 16. Mai 2013 - 2 BvR 2671/11 -, juris, Rn. 20 und vom 
11. Juli 2014 - 2 BvR 2848/12 -, juris, Rn. 21).

ff) Genügen die Gründe einer Entscheidung über die Fortdauer einer bereits außerge-
wöhnlich lange währenden Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 
63, § 67d Abs. 2 StGB) diesen Maßstäben nicht, so führt dies dazu, dass die Freiheit 
der Person des Untergebrachten auf solcher Grundlage nicht rechtmäßig einge-
schränkt werden kann; sein Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG ist verletzt, weil 
es an einer verfassungsrechtlich tragfähigen Grundlage für die Unterbringung fehlt 
(vgl. BVerfGE 70, 297 <316 f.>; BVerfG, Beschlüsse der 2. Kammer des Zweiten 
Senats vom 16. Mai 2013 - 2 BvR 2671/11 -, juris, Rn. 21 und vom 11. Juli 2014 - 2 
BvR 2848/12 -, juris, Rn. 22).

b) Diesen verfassungsrechtlichen Maßstäben genügen die angegriffenen Beschlüsse 
nicht. Es erscheint bereits zweifelhaft, ob diesen Beschlüssen eine für die Abwägung 
zwischen den Sicherungsinteressen der Allgemeinheit und dem Freiheitsanspruch des
Beschwerdeführers hinreichende Konkretisierung der künftig zu erwartenden Strafta-
ten zugrunde liegt (aa). Jedenfalls werden bei der Bestimmung der Art und des Gra-
des der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten wesentliche Umstände 
des vorliegenden Einzelfalls außer Betracht gelassen (bb). Damit beruhen die ange-
griffenen Beschlüsse auf einer unvollständigen Gefahrenprognose, die für die Fest-
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stellung der Verhältnismäßigkeit einer Fortführung der Unterbringung nicht ausreicht
(cc).

aa) Der Beschwerdeführer befand sich zum Zeitpunkt des Erlasses der angegriffenen 
Entscheidungen seit mehr als 27 Jahren im Maßregelvollzug. Angesichts dieser be-
sonders langandauernden Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus hätte
die Anordnung ihrer Fortdauer besonders sorgfältiger Begründung bedurft (vgl. 
BVerfG, Beschlüsse der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 16. Mai 2013 - 2 BvR 
2671/11 -, juris, Rn. 26 und vom 11. Juli 2014 - 2 BvR 2848/12 -, juris, Rn. 27). Die 
gebotene Abwägung zwischen den Sicherungsinteressen der Allgemeinheit und dem 
erhöhten Gewicht des Freiheitsanspruchs des Beschwerdeführers setzt eine möglichst
genaue Konkretisierung der künftig zu erwartenden Straftaten voraus.

Demgegenüber beschränkt sich das Landgericht im angegriffenen Beschluss vom 24.
Oktober 2013 auf die Feststellung, es sei zu befürchten, dass der Beschwerdeführer 
seine Gewalt- und Sexualphantasien in der Realität auslebe und unter Einsatz von 
Gewalt oder Waffen schwerwiegende Straftaten gegen Leib und Leben Dritter bege-
he. Ob es sich dabei um Raub- oder Sexualstraftaten handele, sei nicht entscheidend. 
Eine Quantifizierung des Grades der Wahrscheinlichkeit künftiger Straftaten des Be-
schwerdeführers kann dem Beschluss des Landgerichts nicht entnommen werden. 
Das Oberlandesgericht stellt hingegen in seinem Beschluss vom 7. Januar 2014 eine 
"hohe Wahrscheinlichkeit der Begehung erheblicher rechtswidriger (Sexual- bzw. 
Gewalt-)Straftaten im Sinne des § 63 StGB" fest.

Ob die pauschale Bezugnahme auf die Begehung erheblicher Sexual- oder Raubtaten
vorliegend den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Anordnung der Fort-
dauer einer langandauernden Unterbringung genügt, erscheint zweifelhaft. Dabei ist 
in Rechnung zu stellen, dass sowohl §§ 177, 178 StGB als auch §§ 249, 250 StGB 
unterschiedliche Straftatbestände umfassen, die erhebliche Differenzierungen im 
Strafmaß zur Folge haben. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die gebo-
tene Abwägung zwischen dem Freiheitsanspruch des Beschwerdeführers und den Si-
cherungsinteressen der Allgemeinheit nicht eine über die in den angegriffenen Be-
schlüssen vorgenommene Bezeichnung des Deliktstypus hinausgehende Konkretisie-
rung der künftig im Einzelnen vom Beschwerdeführer zu erwartenden Straftatbestän-
de erfordert hätte.

bb) Jedenfalls mangelt es den Gefahrenprognosen des Land- und des Oberlandesge-
richts hinsichtlich der Bestimmung der Art und des Grades der Wahrscheinlichkeit 
künftiger Straftaten an einer hinreichenden Auseinandersetzung mit den konkreten 
Umständen des vorliegenden Einzelfalls.

(1) Soweit die Gerichte davon ausgehen, dass künftig Gewalttaten zu erwarten seien 
und dabei auch Waffen oder waffenähnliche Gegenstände zum Einsatz kommen 
könnten, bleibt in den angegriffenen Beschlüssen außer Betracht, dass der Beschwer-
deführer bei den Anlasstaten die von ihm mitgeführten Gegenstände ausnahmslos nur
zum Zwecke der Drohung eingesetzt hat. In keinem Fall hat er ein Opfer der von ihm
begangenen Taten hiermit verletzt. Außerdem hat er bei ernsthafter Gegenwehr regel-
mäßig die Flucht ergriffen. Obwohl das Bundesverfassungsgericht in seinem die 
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streitgegenständliche Unterbringung betreffenden Beschluss vom 16. Mai 2013 be-
reits ausdrücklich darauf hingewiesen hat, dass diesen Umständen im Rahmen der 
Gefahrenprognose Rechnung zu tragen ist (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer 
des Zweiten Senats vom 16. Mai 2013 - 2 BvR 2671/11 -, juris, Rn. 24), verhalten 
sich die angegriffenen Beschlüsse hierzu nicht. Ebenso wenig verhalten sie sich zu 
der Feststellung der Sachverständigen, dass bei dem Beschwerdeführer während des 
Maßregelvollzugs eine gewisse Stabilisierung eingetreten sei und er seit 1995 keine 
Gewalttätigkeiten mehr begangen habe. Aus welchem Grund das bisher im 
Wesentlichen durch Drohungen geprägte Tatverhalten des Beschwerdeführers künftig
durch den Einsatz von Gewalt, Waffen oder waffenähnlichen Gegenständen ergänzt 
werden soll, erschließt sich nicht.

(2) Gleiches gilt für die Annahme, im Falle einer Entlassung des Beschwerdeführers 
aus dem Maßregelvollzug bestehe die Gefahr erheblicher Sexualstraftaten. Dabei 
wird von der Feststellung der Sachverständigen ausgegangen, bei den der Unterbrin-
gung zugrunde liegenden Raubdelikten handele es sich um "verkappte Sexualstrafta-
ten". Dies allein rechtfertigt jedoch die Annahme nicht, der Beschwerdeführer werde 
künftig mit hoher Wahrscheinlichkeit seine sexuellen Phantasien bis hin zu Verge-
waltigung in die Realität umsetzen.

Zumindest hätten die Gerichte sich insoweit mit den entsprechenden Darlegungen 
der Sachverständigen auseinandersetzen müssen. Diese hat ausgeführt, bei dem Be-
schwerdeführer bestünden Hemmungen hinsichtlich einer Umsetzung seiner Verge-
waltigungsphantasien. Außerdem habe sich während der Unterbringung ein Wandel 
dergestalt ergeben, dass er Frauen mehr Respekt entgegenbringe. Seit Jahren sei es 
nicht mehr zu sexuell gefärbten Annäherungen an Mitarbeiterinnen oder gar Nöti-
gungen gekommen. Der Beschwerdeführer habe sich im Rahmen der Unterbringung 
darauf eingestellt, seine sexuellen Phantasien nicht umsetzen zu können. Zu diesen 
Ausführungen verhalten sich die Gerichte in den angegriffenen Beschlüssen nicht. 
Damit liegt aber eine die konkreten Umstände des vorliegenden Falls hinreichend be-
rücksichtigende Begründung für die Annahme einer hohen Wahrscheinlichkeit künf-
tiger schwerer Sexualstraftaten nicht vor.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der Bezugnahme des Oberlandesgerichts auf
seinen vorhergehenden Beschluss vom 20. August 2013. Soweit in diesem darauf 
verwiesen wird, der Beschwerdeführer habe selbst bekundet, vor seiner Unterbrin-
gung Prostituierte gegen ihren Willen gefesselt und mit ihnen sodann den Ge-
schlechtsverkehr ausgeübt zu haben, handelt es sich um Behauptungen, die in keiner 
Weise nachvollzogen und daher der gebotenen Gefahrenprognose auch nicht zugrun-
de gelegt werden können. Auch die im Beschluss des Oberlandesgerichts vom 20. 
August 2013 enthaltenen Verweise auf behauptete "dunkle Gedanken", aggressive 
Äußerungen und Gesten sowie eine angebliche Fixierung des Beschwerdeführers auf
DVD's und Spiele mit sexuellem und gewalttätigem Inhalt während der Unterbrin-
gung vermögen den Rückschluss auf eine hohe Wahrscheinlichkeit der Begehung 
künftiger schwerer Sexualstraftaten für sich genommen nicht zu rechtfertigen.

cc) Demgemäß genügen die Gefahrenprognosen in den angegriffenen Beschlüssen 
den verfassungsrechtlich vorgegebenen Begründungsanforderungen nicht, weil sie 
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sich mit den besonderen Umständen des vorliegenden Einzelfalls unzureichend aus-
einandersetzen. Damit fehlt es aber an der erforderlichen Grundlage für die gebotene 
Abwägung zwischen dem Freiheitsanspruch des Beschwerdeführers und den Siche-
rungsinteressen der Allgemeinheit. Hinsichtlich des Gewichts des Freiheitsanspruchs 
des Beschwerdeführers wäre neben der Dauer der Unterbringung in Rechnung zu 
stellen gewesen, dass auf den Beschwerdeführer ausweislich des Ausgangsurteils 
vom 23. April 1986 noch Jugendstrafrecht Anwendung gefunden hatte und die Frei-
heitsentziehung den Strafrahmen der begangenen Taten weit überschreitet. Die Fest-
stellung eines Überwiegens der Sicherungsinteressen der Allgemeinheit als Voraus-
setzung der Verhältnismäßigkeit einer Fortdauer der Unterbringung hätte daher nur 
aufgrund einer verfassungsrechtlichen Anforderungen genügenden Konkretisierung 
der vom Beschwerdeführer ausgehenden Gefahr künftiger Straftaten erfolgen 
können. Daran aber fehlt es. ...“

BVerfG, Beschluss vom 08.07.2016  - 2 BvR 435/15  - 20 Jahre Maßregelvollzug

„... Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 
StGB andauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit 
des Freiheitsentzugs. Bei langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (§ 63 StGB) wirkt sich das zunehmende Gewicht des Freiheitsan-
spruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung auch auf die an die Begründung einer 
Entscheidung zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Be-
wertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit wachsender Intensität des 
Freiheitseingriffs wächst auch die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt 
sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender ab-
fasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern 
seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert 
offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kon-
trolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsan-
spruch gleichsam aufzuwiegen vermag (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Be-
schluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. Oktober 2012 - 2 BvR 442/12 -, 
juris, Rn. 17; Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 21. April 2015 - 2 
BvR 2462/13 -, juris, Rn. 37).

Zu verlangen ist die 

• Konkretisierung der Art und
• des Grades der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten, 

die von dem Untergebrachten drohen (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Be-
schluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 17. Februar 2014 - 2 BvR 1795/12, 2
BvR 1852/13 -, juris, Rn. 42; Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 21. 
April 2015 - 2 BvR 2462/13 -, juris, Rn. 38). 

• Dabei ist auf die Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles einzugehen. 

• Zu erwägen sind das frühere Verhalten des Untergebrachten und von 
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ihm bislang begangene Taten. 

• Abzuheben ist aber auch auf die seit Anordnung der Maßregel eingetre-
tenen Umstände, die für die künftige Entwicklung bestimmend sind. 

• Dazu gehören der Zustand des Untergebrachten und die künftig zu er-
wartenden Lebensumstände

 (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>; BVerfG, Beschluss der 2.
Kammer des Zweiten Senats vom 17. Februar 2014 - 2 BvR 1795/12, 2 BvR 1852/13
-, juris, Rn. 40; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. Okto-
ber 2012 - 2 BvR 442/12 -, juris, Rn. 15; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des 
Zweiten Senats vom 21. April 2015 - 2 BvR 2462/13 -, juris, Rn. 38). ...“

BVerfG, Beschluss vom 21.04.2015 - 2 BvR 2462/13 - 33 Jahre Maßregelvollzug

„. … b) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG hat auch verfahrens-
rechtliche Bedeutung. Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfah-
rens ist, dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, 

• auf zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen 

(vgl. BVerfGE 58, 208 <222>) und eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grund-
lage haben, die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208
<230>).

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Das hier bestehende Span-
nungsverhältnis zwischen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem
Sicherungsbedürfnis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgut-
verletzungen verlangt nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich 
für die Entscheidung über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch 
bewirken, dass die

• Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als 
wechselseitiges Korrektiv gesehen und

• im Einzelfall gegeneinander abgewogen werden

(BVerfGE 70, 297 <311>). Der 

• Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in die Prüfung der Aussetzungs-
reife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrative 
Betrachtung). 

• Die darauf aufbauende Gesamtwürdigung hat die von dem Täter ausge-
henden Gefahren zur Schwere des mit der Maßregel verbundenen Ein-
griffs ins Verhältnis zu setzen 
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(vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>).

d) Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 
StGB andauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit 
des Freiheitsentzugs. Bei langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (§ 63 StGB) wirkt sich das zunehmende Gewicht des Freiheitsan-
spruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung auch auf die an die Begründung einer 
Entscheidung zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Be-
wertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit wachsender Intensität des 
Freiheitseingriffs wächst auch die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt 
sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender ab-
fasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern 
seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert 
offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kon-
trolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsan-
spruch gleichsam aufzuwiegen vermag (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Be-
schluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. Oktober 2012 - 2 BvR 442/12 -, 
NStZ-RR 2013, S. 72 <73>).

Zu verlangen ist die 

• Konkretisierung der Art und des Grades der Wahrscheinlichkeit zukünf-
tiger rechtswidriger Taten, die von dem Untergebrachten drohen

 (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Se-
nats vom 17. Februar 2014 - 2 BvR 1795/12, 2 BvR 1852/13 -, juris, Rn. 42). 

• Dabei ist auf die Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles einzugehen. 

Zu erwägen sind das 

• frühere Verhalten des Untergebrachten und 
• von ihm bislang begangene Taten. 

Abzuheben ist aber auch auf die seit Anordnung der Maßregel eingetretenen Umstän-
de, die für die künftige Entwicklung bestimmend sind. Dazu gehören der 

• Zustand des Untergebrachten und 
• die künftig zu erwartenden Lebensumstände 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>; BVerfG, Beschluss der 2. 
Kammer des Zweiten Senats vom 17. Februar 2014 - 2 BvR 1795/12, 2 BvR 1852/13
-, juris, Rn. 40; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. Okto-
ber 2012 - 2 BvR 442/12 -, juris, Rn. 15).

Genügen die Gründe einer Entscheidung über die Fortdauer einer bereits außerge-
wöhnlich lange währenden Unterbringung in einem psychiatrischen Kranken-
haus diesen Maßstäben nicht, so führt dies dazu, dass die Freiheit der Person des Un-
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tergebrachten nicht rechtmäßig eingeschränkt werden kann; sein Grundrecht aus Art. 
2 Abs. 2 Satz 2 GG ist verletzt, weil es an einer verfassungsrechtlich tragfähigen 
Grundlage für die Unterbringung fehlt (vgl. BVerfGE 70, 297 <316 f.>). ...“

BVerfG, Beschluss vom 22.01.2015 - 2 BvR 2049/13 - 9 Jahre Maßregelvollzug

„... b) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG hat auch verfah-
rensrechtliche Bedeutung. Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Ver-
fahrens ist, dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen,

• auf zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen 

(vgl. BVerfGE 58, 208 <222>) und 

• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, 

die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>; 70,
297 <308>; BVerfGK 15, 287 <294 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des 
Zweiten Senats vom 4. März 2014 - 2 BvR 1020/13 -, juris, Rn. 28 m.w.N.).

Das 

• Gebot bestmöglicher Sachaufklärung

 gilt auch für den Straf- und Maßregelvollzug (vgl. BVerfGE 70, 297 <309>; 
BVerfGK 15, 287 <295>). Im Rahmen dieses Gebotes besteht bei Prognoseentschei-
dungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in Frage stehen, in der Regel die

• Pflicht, einen erfahrenen Sachverständigen hinzuzuziehen. 

Dies gilt insbesondere dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem psychiatrischen 
Krankenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist; denn die Umstände, die diese be-
stimmen, sind für den Richter oft schwer erkennbar und abzuwägen (vgl. BVerfGE 
70, 297 <309>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. März 
2014 - 2 BvR 1020/13 -, juris, Rn. 29). Daraus folgt zwar noch nicht, dass bei jeder 
nach § 67e Abs. 2 StGB vorzunehmenden Überprüfung der Unterbringung von Ver-
fassungs wegen zwingend ein ärztliches Sachverständigengutachten einzuholen wäre
(vgl. BVerfGK 15, 287 <295>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Se-
nats vom 16. Juni 2008 - 2 BvR 598/08 -, juris, Rn. 4). Nicht bei jeder Überprüfung 
der Unterbringung muss der gleiche Aufwand veranlasst sein (vgl. BVerfGE 70, 297 
<309>). Bestehen keine zwingenden gesetzlichen Vorgaben, hängt es von dem sich 
nach den Umständen des einzelnen Falles bestimmenden pflichtgemäßen Ermessen 
des Richters ab, in welcher Weise er die Aussetzungsreife prüft. 

• Immer ist allerdings eine für den Einzelfall hinreichende Gründlichkeit 
für die Entscheidungsfindung zu gewährleisten 
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(vgl. BVerfGE 70, 297 <309 f.>; BVerfGK 15, 287 <295>; BVerfG, Beschluss der 2. 
Kammer des Zweiten Senats vom 4. März 2014 - 2 BvR 1020/13 -, juris, Rn. 29).

Befindet sich der Untergebrachte seit langer Zeit in ein und demselben psychiatri-
schen Krankenhaus, ist es in der Regel geboten, 

• von Zeit zu Zeit einen anstaltsfremden Sachverständigen hinzuzuziehen,
• um der Gefahr repetitiver Routinebeurteilungen vorzubeugen

(vgl. BVerfGE 70, 297 <311, 316>; 109, 133 <162>; 117, 71 <105, 106>; BVerfGK 
5, 40 <43>; 15, 287 <295>) und 

• um auszuschließen, dass Belange der Anstalt oder die Beziehung zwi-
schen Untergebrachtem und Therapeuten das Gutachten beeinflussen 

(vgl. BVerfGE 109, 133 <164>; BVerfGK 15, 287 <295>). Aus denselben Gründen 
kann es bei langdauernder Unterbringung weitergehend angezeigt sein, den Unterge-
brachten von einem 

• solchen externen Sachverständigen begutachten zu lassen, 
• der im Laufe des Vollstreckungsverfahrens noch überhaupt nicht mit 

dem Untergebrachten befasst war

(vgl. BVerfGE 109, 133 <164>; BVerfGK 15, 287 <295 f.>; BVerfG, Beschluss der 
2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. März 2014 - 2 BvR 1020/13 -, juris, Rn. 30).

Dabei hat der Strafvollstreckungsrichter die 

• Aussagen oder Gutachten des Sachverständigen selbstständig zu beurtei-
len. 

Er darf die Prognoseentscheidung nicht dem Sachverständigen überlassen, sondern 
hat diese selbst zu treffen (vgl. BVerfGE 58, 208 <223>; 70, 297 <310>). Es ist dar-
auf Bedacht zu nehmen, dass das ärztliche Gutachten 

• hinreichend substantiiert ist und
• den Richter in den Stand setzt, sich die tatsächlichen Voraussetzungen 

für seine Entscheidung zu erarbeiten 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <310>).

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Die gebotene Abwägung zwi-
schen dem Freiheitsanspruch des Einzelnen und den Sicherungsinteressen der Allge-
meinheit hat die von dem Täter ausgehenden Gefahren zur Schwere des mit der Maß-
regel verbundenen Eingriffs ins Verhältnis zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 <312 
f.>). Die Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken,
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• ob und welche Art rechtswidriger Taten von dem Untergebrachten dro-
hen,

• wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit und Rückfall-
frequenz) und 

• welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. 

Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende 

• Gefahr hinreichend zu konkretisieren; 
• die Art und der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger 

Taten sind zu bestimmen. 

Bei allem ist auf die 

• Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles einzugehen. 

Zu erwägen sind das 

• frühere Verhalten des Untergebrachten und 
• bislang von ihm begangene Taten. 

Abzuheben ist aber auch auf 

• das Vollzugsverhalten und 
• die seit der Anordnung der Maßregel veränderten Umstände, die für die 

künftige Entwicklung bestimmend sind 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>). ...“

BVerfG, Beschluss vom 11.07.2014 - 2 BvR 2848/12 – ca. 27 Jahre Vollzug

„... Da es sich bei der Entscheidung über die Fortdauer der Unterbringung um eine 
wertende Entscheidung handelt, die nach ausfüllungsbedürftigen Kriterien und unter 
Prognosegesichtspunkten fällt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen 
Einzelheiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt 
stattgefunden hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der 
Verfassung entsprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit nicht verkennen. Je länger aber die Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus andauert, umso strenger werden die Voraussetzun-
gen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheitsentzugs sein. Das Freiheitsgrundrecht 
gewinnt wegen des sich verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Gewicht für die 
Wertungsentscheidung des Strafvollstreckungsrichters (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 
f.>).

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei solchen langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen
Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung zu 
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stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Bewertungsrahmen des 
Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werdenden Freiheitseingriff 
wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt sich angesichts der in 
besonderem Maße wertenden Natur der Entscheidung, ob die Erprobung des Unter-
gebrachten in Freiheit verantwortet werden kann, dadurch Rechnung tragen, dass der
Richter seine Würdigung eingehender abfasst, sich also nicht etwa mit knappen,
allgemeinen Wendungen begnügt, sondern seine Bewertung anhand der darge-
stellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert offenlegt. Erst dadurch wird es 
möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle nachzuvollziehen, ob die 
von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch gleichsam aufzuwiegen 
vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Konkretisierung der Wahrschein-
lichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem Untergebrachten drohen, 
und deren Deliktstypus. Bleibt das Bemühen des Richters um Zuverlässigkeit 
der Prognose trotz Ausschöpfung der zu Gebote stehenden Erkenntnismittel mit
großen Unsicherheiten behaftet, so hat auch dies Eingang in seine Bewertung zu
finden (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>).

Genügen die Gründe einer Entscheidung über die Fortdauer einer bereits außerge-
wöhnlich lange währenden Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
diesen Maßstäben nicht, so führt das dazu, dass die Freiheit der Person des Unterge-
brachten auf solcher Grundlage nicht rechtmäßig eingeschränkt werden kann; sein 
Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG ist verletzt, weil es an einer verfassungs-
rechtlich tragfähigen Grundlage für die Unterbringung fehlt (vgl. BVerfGE 70, 297 
<316 f.>). …“

BVerfG, Beschluss vom 02.07.2014 - 2 BvR 1056/12 - ca. 10 Jahre Vollzug

„... Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens ist, dass Ent-
scheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, auf 

• zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen 

(vgl. BVerfGE 58, 208 <222>) und 

• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, 

die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>).

Geht es um Prognoseentscheidungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in 
Frage stehen, so besteht in der Regel die 

• Pflicht, einen erfahrenen Sachverständigen hinzuzuziehen. 

Dies gilt in Sonderheit dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem psychiatrischen 
Krankenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist; denn die Umstände, die diese be-
stimmen, sind für den Richter oft schwer erkennbar und abzuwägen. Bei der Vorbe-
reitung der Entscheidung über die Aussetzung einer Unterbringung in einem psychia-
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trischen Krankenhaus (§ 67d Abs. 2 StGB) hängt es von dem sich nach den Umstän-
den des einzelnen Falles bestimmenden pflichtgemäßen Ermessen des Richters ab, in
welcher Weise er die sogenannte Aussetzungsreife prüft. Dabei können je nach den 
Gegebenheiten des Einzelfalles Erhebungen erforderlich sein 

• über die Persönlichkeit des Untergebrachten einschließlich seines 
Gesundheitszustandes, 

• sein Verhalten im Vollzug, 
• die Wirkungen der Behandlung, 
• seine Lebensverhältnisse sowie die Umstände und 
• Maßnahmen, die Einfluss auf die Verhältnisse nach seiner Entlassung 

aus der Unterbringung nehmen können 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <307 f.>).

c) Diese so umschriebenen Maßstäbe für die Schaffung der Grundlagen einer Ent-
scheidung nach § 67d Abs. 2 StGB konkretisieren in genügender Weise die Anforde-
rungen, die sich aus der freiheitssichernden Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG für das 
faire, rechtsstaatliche Verfahren ergeben. Die Bedeutung der Freiheitsgarantie gebie-
tet allerdings darüber hinaus,

• bei der Sachaufklärung und 
• Handhabung der richterlichen Aufklärungspflicht stets das Gewicht des 

Freiheitsanspruchs des Untergebrachten zu beachten. 

Dieser wirkt in die Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens bei der Bestimmung 
des Aufklärungs- und Prüfungsumfangs hinein, um sicherzustellen, dass der Richter 
seine Entscheidung auf einer 

• der Sachbedeutung entsprechenden Tatsachengrundlage aufbaut 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <310>).

Erst die so geschaffene hinreichende Tatsachengrundlage setzt den Richter in den 
Stand, darüber zu entscheiden, ob die Vollstreckung der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus fortzusetzen, zur Bewährung auszusetzen (§ 67d Abs. 2
StGB) oder für erledigt zu erklären (§ 67d Abs. 6 StGB) ist. Nur auf dieser Grund-
lage kann er die von ihm geforderte Prognose künftiger Straffälligkeit stellen sowie 
die Verantwortbarkeit einer Erprobung des Untergebrachten in Freiheit und die Ver-
hältnismäßigkeit einer weiteren Unterbringung prüfen. ...“

BVerfG, Beschluss vom 02.07.2014 - 2 BvR 64/14 - ca. 5 Jahre Maßregelvollzug

Die Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken, ob und welche Art rechtswidriger Ta-
ten von dem Untergebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist 
(Häufigkeit und Rückfallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern
zukommt. Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu
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konkretisieren; die Art und der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidri-
ger Taten sind zu bestimmen; deren 

• bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht zu 
rechtfertigen. 

Bei allem ist auf die Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles einzugehen. Zu er-
wägen sind das frühere Verhalten des Untergebrachten und von ihm bislang begange-
ne Taten. Abzuheben ist aber auch auf die seit der Anordnung der Maßregel verän-
derten Umstände, die für die künftige Entwicklung bestimmend sind (vgl. BVerfGE 
70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>).

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet es zudem, die Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur solange zu vollstrecken, wie 

• der Zweck der Maßregel dies unabweisbar erfordert und 
• zu seiner Erreichung den Untergebrachten weniger belastende 

Maßnahmen nicht genügen. 

Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit kann es daher auf die voraussichtlichen 
Wirkungen der im Falle der Aussetzung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung 
kraft Gesetzes eintretenden Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) und der da-
mit verbindbaren weiteren Maßnahmen der Aufsicht und Hilfe (vgl. §§ 68a, 68b 
StGB), insbesondere also die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und die Möglichkeit
bestimmter Weisungen, ankommen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>).

d) Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 
StGB andauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit 
des Freiheitsentzuges. Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem 
psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Ent-
scheidung nach § 67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen
engt sich der Bewertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer 
stärker werdenden Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldich-
te. Dem lässt sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung ein-
gehender abfasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen be-
gnügt, sondern seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriteri-
en substantiiert offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsge-
richtlicher Kontrolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr sei-
nen Freiheitsanspruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin

• vor allem die Konkretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer 
rechtswidriger Taten, die von dem Untergebrachten drohen, 

• und deren Deliktstypus 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten 
Senats vom 4. Oktober 2012 - 2 BvR 442/12 -, NStZ-RR 2013, S. 72). ...“
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BVerfG, Beschluss vom 04.03.2014 - 2 BvR 1020/13 – ca. 10 Jahre Vollzug

„... a) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG hat dabei auch verfah-
rensrechtliche Bedeutung. Aus ihr ergeben sich 

• Mindesterfordernisse für eine zuverlässige Wahrheitserforschung. 

Es ist 

• unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens, 

dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, 

• auf zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen und 
• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <308>; BVerfGK 15, 287 <294 f.>; BVerfG, Beschluss der 3. 
Kammer des Zweiten Senats vom 19. Juni 2012 - 2 BvR 2521/11 -, juris, Rn. 15).

Das Gebot 

• bestmöglicher Sachaufklärung gilt auch für den Straf- und Maßregel-
vollzug 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <309>; BVerfGK 15, 287 <295>). Im Rahmen dieses Gebotes
besteht bei Prognoseentscheidungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in 
Frage stehen, in der Regel die Pflicht, einen 

• erfahrenen Sachverständigen hinzuzuziehen. 

Dies gilt insbesondere dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem psychiatrischen 
Krankenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist; denn die Umstände, die diese be-
stimmen, sind für den Richter oft schwer erkennbar und abzuwägen (BVerfGE 70, 
297 <309>). Daraus folgt zwar noch nicht, dass bei jeder nach § 67e Abs. 2 StGB 
turnusmäßig vorzunehmenden Überprüfung der Unterbringung von Verfassungs we-
gen zwingend ein ärztliches Sachverständigengutachten einzuholen wäre (BVerfGK 
15, 287 <295>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 16. Juni 
2008 - 2 BvR 598/08 -, juris, Rn. 4). Nicht bei jeder Überprüfung der Unterbringung 
muss der gleiche Aufwand veranlasst sein (BVerfGE 70, 297 <309>). Bestehen keine
zwingenden gesetzlichen Vorgaben, hängt es von dem sich nach den Umständen des 
einzelnen Falles bestimmenden pflichtgemäßen Ermessen des Richters ab, in wel-
cher Weise er die Aussetzungsreife prüft. Immer ist allerdings eine für den Einzelfall 
hinreichende Gründlichkeit bei der Entscheidungsfindung zu gewährleisten (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <309 f.>; BVerfGK 15, 287 <295>).

Befindet sich der Untergebrachte seit 
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• langer Zeit in ein und demselben psychiatrischen Krankenhaus,

ist es in der Regel geboten, 

• von Zeit zu Zeit einen anstaltsfremden Sachverständigen hinzuzuziehen, 

um der Gefahr repetitiver Routinebeurteilungen vorzubeugen (vgl. BVerfGE 70, 297 
<311, 316>; 109, 133 <162>; 117, 71 <105, 106>; BVerfGK 5, 40 <43>; 15, 287 
<295>) und um auszuschließen, dass Belange der Anstalt oder die Beziehung zwi-
schen Untergebrachtem und Therapeuten das Gutachten beeinflussen (vgl. BVerfGE 
109, 133 <164>; BVerfGK 15, 287 <295>). Aus denselben Gründen kann es bei 
langdauernder Unterbringung weitergehend angezeigt sein, den Untergebrachten 

• von einem solchen externen Sachverständigen begutachten zu lassen, der
im Laufe des Vollstreckungsverfahrens noch überhaupt nicht mit dem 
Untergebrachten befasst war 

(BVerfGE 109, 133 <164>; BVerfGK 15, 287 <295 f.>).

b) Mit der Einführung von § 463 Abs. 4 StPO im Jahr 2007 hat der Gesetzgeber diese
verfassungsrechtlichen Vorgaben einfachrechtlich prozedural besonders abgesichert. 
Danach soll im Rahmen der Überprüfungen nach § 67e StGB das Gericht 

• nach jeweils fünf Jahren vollzogener Unterbringung 

in einem psychiatrischen Krankenhaus das Gutachten eines Sachverständigen einho-
len (§ 463 Abs. 4 Satz 1 StPO), der 

• weder im Rahmen des Vollzugs der Unterbringung mit der Behandlung 
der untergebrachten Person befasst gewesen ist 

(§ 463 Abs. 4 Satz 2 Alt. 1 StPO) 

• noch in dem psychiatrischen Krankenhaus arbeitet, in dem sich die un-
tergebrachte Person befindet 

(§ 463 Abs. 4 Satz 2 Alt. 2 StPO). Die Vorschrift konkretisiert das verfassungsrechtli-
che Gebot bestmöglicher Sachaufklärung im Strafvollstreckungsverfahren, indem 
durch die Hinzuziehung eines bisher nicht mit der untergebrachten Person befassten 
Gutachters, der eine kritische Distanz zu den bisherigen - im Laufe der letzten fünf 
Jahre eingeholten - Stellungnahmen hält, der Gefahr von Routinebeurteilungen 
vorgebeugt und die Prognosesicherheit des Gerichts entscheidend verbessert werden
soll (vgl. BTDrucks 16/1110, S. 19; BVerfGK 15, 287 <296 f.>).

Nach dieser Regelung ist ein externes Gutachten als Grundlage einer nach fünf Jah-
ren zu treffenden Überprüfungsentscheidung nur in sehr

• eng begrenzten Ausnahmefällen entbehrlich 
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(BVerfGK 15, 287 <297> m.w.N.). Eine Ausgestaltung des § 463 Abs. 4 StPO als 
Mussvorschrift ist im Gesetzgebungsverfahren zunächst nur unterblieben, um dem 
Umstand Rechnung zu tragen, dass einige Ländergesetze zum Maßregelvollzug be-
reits regelmäßige externe Begutachtungen in kürzeren Zeitabständen vorsahen. Wenn
in diesen Fällen nach fünf Jahren vollzogener Unterbringung bereits ein aktuelles ex-
ternes Gutachten vorliegt, könne - so der Gesetzgeber - auf die neuerliche Einholung 
eines externen Gutachtens verzichtet werden (BTDrucks 16/5137, S. 11). Dasselbe 
könne gelten, wenn die untergebrachte Person sich bereits in der Entlassungsvorbe-
reitung befinde, da die Einholung eines externen Gutachtens hier zu einer ungewoll-
ten Verlängerung der Unterbringung führen könne (BTDrucks 16/5137, S. 11 f.), so-
wie in Fällen, in denen die untergebrachte Person neben der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus zu einer langen Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, so-
dass es sich als sachgerechter darstellen könne, eine externe Begutachtung mit dem 
möglichen Zeitpunkt der Strafaussetzung nach § 67 Abs. 5 StGB abzustimmen (BT-
Drucks 16/5137, S. 12). Die möglicherweise fehlende Bereitschaft des Betroffenen
zur Mitwirkung an der Begutachtung ist demgegenüber im Gesetzgebungsverfah-
ren nicht als Grund für die Ausgestaltung von § 463 Abs. 4 StPO als Sollvorschrift 
genannt worden.

Die Einhaltung der Vorgaben aus § 463 Abs. 4 Satz 1 und 2 StPO ist ein Verfas-
sungsgebot. Art. 104 Abs. 1 GG nimmt den schon in Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG enthal-
tenen Gesetzesvorbehalt auf und verstärkt ihn dergestalt, dass die Einhaltung der 
Formvorschriften eines freiheitsbeschränkenden Gesetzes zum Verfassungsgebot 
erhoben wird. Die Verletzung des § 463 Abs. 4 StPO wird damit zu einem Verfas-
sungsverstoß, dem der Betroffene mit der Verfassungsbeschwerde entgegentreten 
kann (BVerfGK 15, 287 <298>; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Se-
nats vom 19. Juni 2012 - 2 BvR 2521/11 -, juris, Rn. 19).

• Bedeutung und Tragweite des Freiheitsgrundrechts nicht zu vereinbaren 
sind oder 

• sich als objektiv willkürlich erweisen 

(BVerfGK 15, 287 <298>; vgl. auch BVerfGE 65, 317 <322>).

Die Fachgerichte haben bei Auslegung und Anwendung der prozeduralen Sicherun-
gen des Freiheitsgrundrechts allerdings zu berücksichtigen, dass 

• die materiellen Freiheitsgarantien des Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG unter den 
grundrechtlich verbürgten Rechten 

• ein besonderes Gewicht haben und 
• die Freiheit des Einzelnen nur in einem mit wesentlichen formellen Ga-

rantien ausgestatteten Verfahren entzogen werden darf. 

Daher sind Inhalt und Reichweite der Form- und Verfahrensvorschriften eines frei-
heitsbeschränkenden Gesetzes von den Fachgerichten so auszulegen, dass sie eine 
der Bedeutung des Grundrechts angemessene Wirkung entfalten, schon um einer 
Aushöhlung und Entwertung des Grundrechts über das Verfahrensrecht entgegenzu-
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wirken (BVerfGE 65, 317 <322 f.>; BVerfGK 15, 287 <298> m.w.N.). ...“

BVerfG, Beschluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 – 6 Jahre Maßregelvollzug

„... Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens ist, dass Ent-
scheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, 

• auf zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 
58, 208 <222>) und

• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, 

die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>).

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer 
der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Das Spannungsverhältnis 
zwischen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbe-
dürfnis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgutverletzun-
gen verlangt nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich für die 
Entscheidung über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch bewirken,
dass Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als wechsel-
seitiges Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander abgewogen werden (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <311>). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in die Prüfung 
der Aussetzungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrati-
ve Betrachtung). Die darauf aufbauende Gesamtwürdigung hat

• die von dem Täter ausgehenden Gefahren 
• zur Schwere des mit der Maßregel verbundenen Eingriffs ins Verhältnis zu 

setzen 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>).

Abzustellen ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten, die ihrer Art und ihrem 
Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese müssen
mithin 

• 'erheblich' 

im Sinne des § 63 StGB sein.

Die Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken, 

ob und welche Art rechtswidriger Taten von dem Untergebrachten drohen, wie aus-
geprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit und Rückfallfrequenz) und welches 
Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. 

Dabei ist 
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• die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu kon-
kretisieren; 

• die Art und der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger 
Taten sind zu bestimmen; 

• deren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht
zu rechtfertigen. 

• Bei allem ist auf die Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalles einzuge-
hen. 

• Zu erwägen sind das frühere Verhalten des Untergebrachten und 
• von ihm bislang begangene Taten. 
• Abzuheben ist aber auch auf die seit der Anordnung der Maßregel ver-

änderten Umstände, die für die künftige Entwicklung bestimmend sind 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>).

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet es zudem, die Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur solange zu vollstrecken, wie 
der 

• Zweck der Maßregel dies unabweisbar erfordert und 
• zu seiner Erreichung den Untergebrachten weniger belastende Maßnah-

men nicht genügen. 

Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit kann es daher 

• auf die voraussichtlichen Wirkungen der im Falle der Aussetzung der 
Maßregelvollstreckung zur Bewährung kraft Gesetzes eintretenden Füh-
rungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) und 

• der damit verbindbaren weiteren Maßnahmen der Aufsicht und Hilfe 
(vgl. §§ 68a, 68b StGB), 

• insbesondere also die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und 
• die Möglichkeit bestimmter Weisungen, 

ankommen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>).

d) Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 
63 StGB andauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßig-
keit des Freiheitsentzuges. Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der 
Verhältnismäßigkeitsprüfung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem
psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Ent-
scheidung nach § 67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen
engt sich der Bewertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer 
stärker werdenden Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldich-
te. Dem lässt sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung ein-
gehender abfasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen be-
gnügt, sondern seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriteri-
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en substantiiert offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsge-
richtlicher Kontrolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr sei-
nen Freiheitsanspruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor 
allem

• die Konkretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, 
• die von dem Untergebrachten drohen, und
• deren Deliktstypus 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Se-
nats vom 4. Oktober 2012 - 2 BvR 442/12 -, NStZ-RR 2013, S. 72). ...“

BVerfG, Beschluss vom 12.12.2013 - 2 BvR 1690/13 – 2,5 Jahre Maßregelvollzug

„... Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens ist, dass Ent-
scheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, auf zureichender 
richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 58, 208 <222>) und eine in tat-
sächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, die der Bedeutung der Freiheitsga-
rantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>).

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Das Spannungsverhältnis 
zwischen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbe-
dürfnis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgutverletzungen 
verlangt nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich für die Ent-
scheidung über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch bewirken, 
dass Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als wechsel-
seitiges Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander abgewogen werden (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <311>). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in die Prüfung 
der Aussetzungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrati-
ve Betrachtung). Die darauf aufbauende Gesamtwürdigung hat die von dem Täter 
ausgehenden Gefahren zur Schwere des mit der Maßregel verbundenen Eingriffs ins 
Verhältnis zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>).

Abzustellen ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten, die ihrer Art und ihrem 
Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese müssen
mithin 'erheblich' im Sinne des § 63 StGB sein.

Die Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken, ob und welche Art rechtswidriger Ta-
ten von dem Untergebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist 
(Häufigkeit und Rückfallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern
zukommt. Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu
konkretisieren; die Art und der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidri-
ger Taten sind zu bestimmen; deren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregel-
vollstreckung nicht zu rechtfertigen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des jeweili-
gen Einzelfalles einzugehen. Zu erwägen sind das frühere Verhalten des Unterge-
brachten und von ihm bislang begangene Taten. Abzuheben ist aber auch auf die seit 
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der Anordnung der Maßregel veränderten Umstände, die für die künftige Entwick-
lung bestimmend sind (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>).

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet es zudem, die Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur so lange zu vollstrecken, wie 
der Zweck der Maßregel dies unabweisbar erfordert und zu seiner Erreichung den 
Untergebrachten weniger belastende Maßnahmen nicht genügen. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit kann es daher auf die voraussichtlichen Wirkungen der im Falle 
der Aussetzung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung kraft Gesetzes eintreten-
den Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 3 StGB) und der damit verbindbaren weite-
ren Maßnahmen der Aufsicht und Hilfe (vgl. §§ 68a, 68b StGB), insbesondere also 
die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und die Möglichkeit bestimmter Weisungen, 
ankommen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>).

Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Aussetzung (§ 67d Abs. 2 
StGB) maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung unter Prognosege-
sichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen Einzel-
heiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt stattgefun-
den hat und ob die dabei zugrundegelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfassung ent-
sprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit nicht verkennen (vgl. BVerfGE 70, 297 <314, 315>).

d) Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 
StGB andauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit 
des Freiheitsentzuges. Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem 
psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Ent-
scheidung nach § 67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen
engt sich der Bewertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer 
stärker werdenden Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldich-
te. Dem lässt sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung ein-
gehender abfasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen be-
gnügt, sondern seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriteri-
en substantiiert offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsge-
richtlicher Kontrolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr sei-
nen Freiheitsanspruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor 
allem die Konkretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die 
von dem Untergebrachten drohen, und deren Deliktstypus (vgl. BVerfGE 70, 297 
<315 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. Oktober 
2012 - 2 BvR 442/12 -, NStZ-RR 2013, S. 72). ...“ (Auf Hervorhebungen wurde 
verzichtet; siehe oben BVerfG, Beschluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12)

BVerfG, Beschluss vom 26.08.2013 - 2 BvR 371/12 -  5 Jahre Maßregelvollzug

Fall Mollath: „... Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens 
ist, dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, auf zu-
reichender richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 58, 208 <222>) und 
eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, die der Bedeutung der 
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Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>).

Erst eine hinreichende Tatsachengrundlage setzt den Richter in den Stand, darüber zu
entscheiden, ob die Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus fortzusetzen, zur Bewährung auszusetzen (§ 67d Abs. 2 StGB) oder für erle-
digt zu erklären (§ 67d Abs. 6 StGB) ist. Nur auf dieser Grundlage kann er die von 
ihm geforderte Prognose künftiger Straffälligkeit stellen sowie die Verantwortbarkeit 
einer Erprobung des Untergebrachten in Freiheit und die Verhältnismäßigkeit einer 
weiteren Unterbringung prüfen.

Im Rahmen des 

• 'Gebotes der bestmöglichen Sachaufklärung'

besteht bei Prognoseentscheidungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in 
Frage stehen, in der Regel die Pflicht, einen 

• erfahrenen Sachverständigen 

hinzuzuziehen. Dies gilt in Sonderheit dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem 
psychiatrischen Krankenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist (vgl. BVerfGE 70, 
297 <309>). Dabei hat der Strafvollstreckungsrichter die Aussagen oder Gutachten 
des Sachverständigen selbstständig zu beurteilen. Er darf die Prognoseentscheidung 
nicht dem Sachverständigen überlassen, sondern hat diese selbst zu treffen (vgl. 
BVerfGE 58, 208 <223>; 70, 297 <310>).

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Das Spannungsverhältnis 
zwischen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbe-
dürfnis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgutverletzungen 
verlangt nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich für die Ent-
scheidung über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch bewirken, 
dass Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als wechsel-
seitiges Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander abgewogen werden (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <311>). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in die Prüfung 
der Aussetzungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrati-
ve Betrachtung). Die darauf aufbauende Gesamtwürdigung hat die von dem Täter 
ausgehenden Gefahren zur Schwere des mit der Maßregel verbundenen Eingriffs ins 
Verhältnis zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>).

Abzustellen ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten, die ihrer Art und ihrem 
Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese müssen
mithin 'erheblich' im Sinne des § 63 StGB sein.

Die Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken, ob und welche Art rechtswidriger Ta-
ten von dem Untergebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist 
(Häufigkeit und Rückfallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern
zukommt. Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu
konkretisieren; die Art und der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidri-
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ger Taten sind zu bestimmen; deren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregel-
vollstreckung nicht zu rechtfertigen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des jeweili-
gen Einzelfalles einzugehen. Zu erwägen sind das frühere Verhalten des Unterge-
brachten und von ihm bislang begangene Taten. Abzuheben ist aber auch auf die seit 
der Anordnung der Maßregel veränderten Umstände, die für die künftige Entwick-
lung bestimmend sind (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 <506>).

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet es zudem, die Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur so lange zu vollstrecken, wie 
der Zweck der Maßregel dies unabweisbar erfordert und zu seiner Erreichung den 
Untergebrachten weniger belastende Maßnahmen nicht genügen. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit kann es daher auf die voraussichtlichen Wirkungen der im Falle 
der Aussetzung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung kraft Gesetzes eintreten-
den Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 3 StGB) und der damit verbindbaren weite-
ren Maßnahmen der Aufsicht und Hilfe (vgl. §§ 68a, 68b StGB), insbesondere also 
die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und die Möglichkeit bestimmter Weisungen, 
ankommen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>).

Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Aussetzung (§ 67d Abs. 2 
StGB) maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung unter Prognosege-
sichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen Einzel-
heiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, 

• ob eine Abwägung überhaupt stattgefunden hat und 
• ob die dabei zugrundegelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfassung ent-

sprechen, insbesondere 
• Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nicht 

verkennen. 

Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus andauert, umso 
strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheitsentzuges. 
Der im Einzelfall unter Umständen nachhaltige Einfluss des gewichtiger werdenden 
Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an Grenzen stoßen, wo es im Blick auf die Art 
der von dem Untergebrachten drohenden Taten, deren Bedeutung und deren Wahr-
scheinlichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag für die Rechtsgüter des Einzelnen 
und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den Untergebrachten in die Freiheit zu 
entlassen (vgl. BVerfGE 70, 297 <315>).

d) Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeits-
prüfung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach §
67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Be-
wertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werden-
den Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt 
sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender ab-
fasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern 
seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert 
offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kon-
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trolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsan-
spruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Kon-
kretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem Un-
tergebrachten drohen, und deren Deliktstypus. Bleibt das Bemühen des Richters um 
Zuverlässigkeit der Prognose trotz Ausschöpfung der zu Gebote stehenden Erkennt-
nismittel mit großen Unsicherheiten behaftet, so hat auch dies Eingang in seine Be-
wertung zu finden (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kam-
mer des Zweiten Senats vom 4. Oktober 2012 - 2 BvR 442/12 -, NStZ-RR 2013, S. 
72). ...“ (Auf Hervorhebungen wurde weitestgehend verzichtet; siehe oben BVerfG, 
Beschluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.)

BVerfG, Beschluss vom 24.07.2013 - 2 BvR 298/12 – 11 Jahre Maßregelvollzug

„...  Die Freiheit der Person darf nur aus besonders gewichtigen Gründen einge-
schränkt werden. Zu diesen wichtigen Gründen gehören in erster Linie solche des 
Strafrechts und des Strafverfahrensrechts. Eingriffe auf diesem Gebiet dienen vor al-
lem dem Schutz der Allgemeinheit (vgl. BVerfGE 22, 180 <219>; 45, 187 <223>; 
58, 208 <224 f.>). Die gesetzlichen Eingriffstatbestände haben dabei zugleich frei-
heitsgewährleistende Funktion, da sie die Grenzen zulässiger Einschränkung der 
Freiheit der Person bestimmen (vgl. BVerfGE 70, 297 <307>; 75, 329 <341>; 126, 
170 <195>; 130, 372 <391>). Dies gilt auch für die Regelung der Unterbringung ei-
nes schuldunfähigen oder erheblich vermindert schuldfähigen Straftäters, von dem 
infolge seines Zustands erhebliche rechtswidrige Taten zu erwarten sind, in einem 
psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 StGB (vgl. BVerfGE 70, 297 <307>). 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht 

• Anordnung und Fortdauer der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus.

Das sich daraus ergebende Spannungsverhältnis zwischen dem Freiheitsanspruch des
betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbedürfnis der Allgemeinheit vor zu erwar-
tenden erheblichen Rechtsgutverletzungen verlangt nach gerechtem und vertretbarem
Ausgleich. Dieser lässt sich für die Entscheidungen über die Aussetzung der Maßre-
gelvollstreckung nur dadurch bewirken, dass 

• Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als 
wechselseitiges Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander abge-
wogen werden 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <311>). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist daher in 
die Prüfung der sogenannten Aussetzungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB
einzubeziehen (integrative Betrachtung). Die dem Richter auferlegte Prognose erfor-
dert eine wertende Entscheidung. Die darauf aufbauende Gesamtwürdigung hat die 
von dem Täter ausgehenden Gefahren zur Schwere des mit der Maßregel verbunde-
nen Eingriffs ins Verhältnis zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>). 
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Es ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten abzustellen, die ihrer Art und ih-
rem Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese 
müssen mithin 'erheblich' im Sinne des § 63 StGB sein (vgl. BVerfGE 70, 297 
<313>). Eine Straftat von erheblicher Bedeutung liegt vor, wenn

• sie mindestens der mittleren Kriminalität zuzurechnen ist, 
• den Rechtsfrieden empfindlich stört und 
• geeignet ist, das Gefühl der Rechtssicherheit der Bevölkerung erheblich 

zu beeinträchtigen. 

Straftaten, die im Höchstmaß mit 

• Freiheitsstrafe unter fünf Jahren bedroht sind, 

sind daher nicht mehr ohne Weiteres dem Bereich der Straftaten von erheblicher Be-
deutung zuzurechnen. Hierzu gehören beispielsweise das unerlaubte Entfernen vom 
Unfallort (§ 142 StGB), die Beleidigung, die üble Nachrede und die nichtöffentliche 
Verleumdung (§§ 185 bis 187 StGB), das Ausspähen von Daten (§ 202a StGB), die 
fahrlässige Körperverletzung (§ 229 StGB), die Nötigung (§ 240 StGB) sowie die 
Verbreitung pornographischer Schriften einschließlich gewalt- oder tierpornographi-
scher Schriften (§§ 184 und 184a StGB) (vgl. BVerfGE 124, 43 <64>). 

Die Beurteilung hat sich demnach darauf zu erstrecken, ob und welche rechtswid-
rigen Taten von dem Untergebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefähr-
dung ist (Häufigkeit, Rückfallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechts-
gütern zukommt. Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinrei-
chend zu konkretisieren; der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger 
Taten ist zu bestimmen; deren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvoll-
streckung nicht zu rechtfertigen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des Falles ein-
zugehen. Zu erwägen sind das frühere Verhalten des Untergebrachten und von ihm 
bislang begangene Taten. Abzuheben ist vor allem aber auf die seit der Anordnung 
der Maßregel veränderten Umstände, die für die künftige Entwicklung bestimmend 
sind. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit kann es auf die voraussichtlichen Wir-
kungen der im Falle der Aussetzung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung kraft 
Gesetzes eintretenden Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) und der damit 
verbindbaren weiteren Maßnahme der Aufsicht und Hilfe ankommen (vgl. §§ 68a, 
68b StGB), insbesondere also die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und die Mög-
lichkeit bestimmter Weisungen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>). 

Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Aussetzung (§ 67d Abs. 2 
StGB) maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung unter Prognosege-
sichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen Einzel-
heiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt stattgefun-
den hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfassung ent-
sprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit nicht verkennen. Je länger aber die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus andauert, umso strenger werden die Voraussetzungen für die Verhält-
nismäßigkeit des Freiheitsentzugs sein. Das Freiheitsgrundrecht gewinnt wegen des 
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sich verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Gewicht für die Wertungsentschei-
dung des Strafvollstreckungsrichters. Der im Einzelfall unter Umständen nachhaltige
Einfluss des gewichtiger werdenden Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an Grenzen 
stoßen, wo es im Blick auf die Art der von dem Untergebrachten drohenden Taten, 
deren Bedeutung und Wahrscheinlichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag für die 
Rechtsgüter des Einzelnen und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den Unter-
gebrachten in die Freiheit zu entlassen (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>). 

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach § 67d 
Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Bewer-
tungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werdenden 
Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt sich 
dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender abfasst, 
sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern seine 
Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert offen-
legt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle 
nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch
gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die 
Konkretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem 
Untergebrachten drohen, und deren Deliktstypus (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>). 

Die Frage, wann eine Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 
StGB) als langdauernd bezeichnet werden kann, lässt sich nicht allgemeingültig be-
antworten. Anhalt hierfür mögen 

• die Strafrahmen derjenigen Tatbestände geben, die der Täter verwirk-
licht hat und 

• an die seine Unterbringung anknüpft, aber auch 
• diejenigen der von ihm drohenden Delikte 

(BVerfGE 70, 297 <316>). ...“ (Auf Hervorhebungen wurde zum Teil verzichtet; 
siehe oben BVerfG, Beschluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.). 

BVerfG, Beschluss vom 05.07.2013 - 2 BvR 789/13 – ca. 5 Jahre Maßregelvollzug

„... Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Fortdauer der Unter-
bringung gemäß § 63 StGB maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung
unter Prognosegesichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht
in allen Einzelheiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung über-
haupt stattgefunden hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der
Verfassung entsprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit nicht verkennen. Je länger aber die Unterbringung in einem psych-
iatrischen Krankenhaus andauert, umso strenger werden die Voraussetzungen für die 
Verhältnismäßigkeit des Freiheitsentzugs sein. Das Freiheitsgrundrecht gewinnt we-
gen des sich verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Gewicht für die Wertungsents-
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cheidung des Strafvollstreckungsrichters. Der im Einzelfall unter Umständen nach-
haltige Einfluss des gewichtiger werdenden Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an 
Grenzen stoßen, wo es im Blick auf die Art der von dem Untergebrachten drohenden 
Taten, deren Bedeutung und Wahrscheinlichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag 
für die Rechtsgüter des Einzelnen und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den 
Untergebrachten in die Freiheit zu entlassen (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>). 

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach §
67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Be-
wertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werden-
den Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt 
sich dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender ab-
fasst, sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern 
seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert 
offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kon-
trolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsan-
spruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Kon-
kretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem Un-
tergebrachten drohen, und deren Deliktstypus. Bleibt das Bemühen des Richters um 
Zuverlässigkeit der Prognose trotz Ausschöpfung der zu Gebote stehenden Erkennt-
nismittel mit großen Unsicherheiten behaftet, so hat auch dies Eingang in seine Be-
wertung zu finden (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschluss der 3. Kam-
mer des Zweiten Senats vom 21. Januar 2010 - 2 BvR 660/09 -, FamRZ 2010, S. 532
f.; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 4. Oktober 2012 - 2 
BvR 442/12 -, NStZ-RR 2013, S. 72 ff.).  ...“ (Auf weitere Hervorhebungen wurde 
verzichtet; siehe oben BVerfG, Beschluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.).

BVerfG, Beschluss vom 05.07.2013 - 2 BvR 2957/12 – 13 Jahre Maßregelvollzug

„... b) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG hat auch verfahrensrecht-
liche Bedeutung. 

• Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens ist, 
dass

• Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, auf 
zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 58, 
208 <222>) und 

• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, die der Be-
deutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>). 

Erst eine hinreichende Tatsachengrundlage setzt den Richter in den Stand, darüber zu
entscheiden, ob die Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus zur Bewährung auszusetzen ist (§ 67d Abs. 2 StGB). Nur auf dieser Grund-
lage kann er die von ihm geforderte Prognose künftiger Straffälligkeit stellen sowie 
die Verantwortbarkeit einer Erprobung des Untergebrachten in Freiheit und die Ver-
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hältnismäßigkeit einer weiteren Unterbringung prüfen. 

Im Rahmen des 

• 'Gebotes bestmöglicher Sachaufklärung' 

besteht bei Prognoseentscheidungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in 
Frage stehen, in der Regel die Pflicht, einen erfahrenen Sachverständigen hinzuzu-
ziehen. Dies gilt in Sonderheit dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem psychiatri-
schen Krankenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist (vgl. BVerfGE 70, 297 <309>).
Dabei hat der Strafvollstreckungsrichter die Aussagen oder Gutachten des Sachver-
ständigen selbstständig zu beurteilen (BVerfGE 70, 297 <310>). 

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer der 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Das sich daraus ergebende 
Spannungsverhältnis zwischen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und
dem Sicherungsbedürfnis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechts-
gutverletzungen verlangt nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt 
sich für die Entscheidungen über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur da-
durch bewirken, dass Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Unterge-
brachten als wechselseitiges Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander ab-
gewogen werden (vgl. BVerfGE 70, 297 <311>). Der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit ist daher in die Prüfung der sogenannten Aussetzungsreife der Maßregel nach
§ 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrative Betrachtung). Die dem Richter aufer-
legte Prognose erfordert eine wertende Entscheidung. Die darauf aufbauende Ge-
samtwürdigung hat die von dem Täter ausgehenden Gefahren zur Schwere des mit 
der Maßregel verbundenen Eingriffs ins Verhältnis zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 
<312 f.>). 

Es ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten abzustellen, die ihrer Art und ih-
rem Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese 
müssen mithin 'erheblich' im Sinne des § 63 StGB sein. Die Beurteilung hat sich 
demnach darauf zu erstrecken, ob und welche rechtswidrigen Taten von dem Unter-
gebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit, Rück-
fallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. Dabei ist 
die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu konkretisieren; der 
Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten ist zu bestimmen; de-
ren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht zu rechtferti-
gen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des Falles einzugehen. Bei der Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit kann es auf die voraussichtlichen Wirkungen der im Falle der 
Aussetzung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung kraft Gesetzes eintretenden 
Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) und der damit verbindbaren weiteren 
Maßnahme der Aufsicht und Hilfe ankommen (vgl. §§ 68a, 68b StGB), insbesondere 
also die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und die Möglichkeit bestimmter Weisun-
gen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>). 

Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Aussetzung (§ 67d Abs. 2 
StGB) maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung unter Prognosege-

28



KD Mainlaw Publikation zum Strafrecht 2018 – 18. April 2018

sichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen Einzel-
heiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt stattgefun-
den hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfassung ent-
sprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnismäßigk-
eit nicht verkennen. 

• Je länger aber die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus
andauert, umso strenger werden die Voraussetzungen für die 
Verhältnismäßigkeit des Freiheitsentzugs sein. Das Freiheitsgrundrecht 
gewinnt wegen des sich verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Ge-
wicht für die Wertungsentscheidung des Strafvollstreckungsrichters. 

Der im Einzelfall unter Umständen nachhaltige Einfluss des gewichtiger werdenden 
Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an Grenzen stoßen, wo es im Blick auf die Art 
der von dem Untergebrachten drohenden Taten, deren Bedeutung und Wahrschein-
lichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag für die Rechtsgüter des Einzelnen und der 
Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den Untergebrachten in die Freiheit zu entlas-
sen (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>). 

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem Psychiatrischen Kran-
kenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach § 67d 
Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Bewer-
tungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werdenden 
Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt sich 
dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender abfasst, 
sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern seine 
Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert offen-
legt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle 
nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch
gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Konkretisie-
rung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem Unterge-
brachten drohen, und deren Deliktstypus (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>).  ...“ (Auf 
weitere Hervorhebungen wurde verzichtet; siehe oben BVerfG, Beschluss vom 
17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.).

BVerfG, Beschluss vom 16.05.2013 - 2 BvR 2671/11 – 25 Jahre Maßregelvollzug

„... a) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist mit Verfassungsrang ausgestattet. Er
beherrscht Anordnung und Fortdauer der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus. Das sich daraus ergebende Spannungsverhältnis zwischen dem Frei-
heitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbedürfnis der Allge-
meinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgutverletzungen verlangt nach ge-
rechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich für die Entscheidungen über 
die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch bewirken, dass Sicherungs-
belange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als wechselseitiges Korrektiv
gesehen und im Einzelfall gegeneinander abgewogen werden. Hält das Gericht ein 
Risiko im Sinne des § 67d Abs. 2 StGB bei einem nach § 63 StGB Untergebrachten 
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für gegeben, hat es die mögliche Gefährdung der Allgemeinheit zu der Dauer des er-
littenen Freiheitsentzuges in Beziehung zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 <311 f.>). 

Dabei ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten abzustellen, die ihrer Art und 
ihrem Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese 
müssen mithin 'erheblich' im Sinne des § 63 StGB sein. Die Beurteilung hat sich 
demnach darauf zu erstrecken, ob und welche Art rechtswidrige Taten von dem Un-
tergebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit, Rück-
fallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. Dabei ist 
die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu konkretisieren; der 
Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten ist zu bestimmen; de-
ren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht zu rechtferti-
gen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des Falles einzugehen (vgl. BVerfGE 70, 
297 <313>). 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet darüber hinaus, die Unterbringung 
eines Täters in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur solange zu 
vollstrecken, wie der Zweck dieser Maßregel es unabweisbar erfordert und zu seiner 
Erreichung den Untergebrachten weniger belastende Maßnahmen nicht genügen. Bei 
der Prüfung der Verhältnismäßigkeit kann es daher auf die voraussichtlichen Wirkun-
gen der im Falle der Aussetzung des Maßregelvollzugs kraft Gesetz eintretenden 
Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) und der damit verbindbaren weiteren 
Maßnahmen der Aufsicht und Hilfe gemäß § 68a, § 68b StGB ankommen (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <314>). 

Da es sich bei der Entscheidung über die Fortdauer der Unterbringung um eine wer-
tende Entscheidung handelt, die nach ausfüllungsbedürftigen Kriterien und unter 
Prognosegesichtspunkten fällt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen 
Einzelheiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt statt-
gefunden hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfas-
sung entsprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit nicht verkennen. Je länger aber die Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus andauert, umso strenger werden die Voraussetzungen für die Ver-
hältnismäßigkeit des Freiheitsentzugs sein. Das Freiheitsgrundrecht gewinnt wegen 
des sich verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Gewicht für die Wertungsentschei-
dung des Strafvollstreckungsrichters (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>). 

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei solchen langdauernden Unterbringungen in einem psychiatrischen
Krankenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung zu 
stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Bewertungsrahmen des 
Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werdenden Freiheitseingriff 
wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt sich angesichts der in 
besonderem Maße wertenden Natur der Entscheidung, ob die Erprobung des Unter-
gebrachten in Freiheit verantwortet werden kann, dadurch Rechnung tragen, dass der 
Richter seine Würdigung eingehender abfasst, sich also nicht etwa mit knappen, all-
gemeinen Wendungen begnügt, sondern seine Bewertung anhand der dargestellten 
einfachrechtlichen Kriterien substantiiert offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, im
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Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle nachzuvollziehen, ob die von dem Täter 
ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu ver-
langen ist mithin vor allem die Konkretisierung der Wahrscheinlichkeit weiterer 
rechtswidriger Taten, die von dem Untergebrachten drohen, und deren Deliktstypus. 
Bleibt das Bemühen des Richters um Zuverlässigkeit der Prognose trotz 
Ausschöpfung der zu Gebote stehenden Erkenntnismittel mit großen Unsicherheiten 
behaftet, so hat auch dies Eingang in seine Bewertung zu finden (vgl. BVerfGE 70, 
297 <315 f.>). ...“ (Auf Hervorhebungen wurde verzichtet; siehe oben BVerfG, Be-
schluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.).

BVerfG, Beschluss vom 19.11.2012 - 2 BvR 193/12 - 16 Jahre Maßregelvollzug

„ ... b) Die freiheitssichernde Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG hat auch verfahrens-
rechtliche Bedeutung. Unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Ver-
fahrens ist, dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen, 
auf zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 58, 208 
<222>) und eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, die der Be-
deutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>). 

Erst eine hinreichende Tatsachengrundlage setzt den Richter in den Stand, darüber zu
entscheiden, ob die Vollstreckung der Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus zur Bewährung auszusetzen ist (§ 67d Abs. 2 StGB). Nur auf dieser Grund-
lage kann er die von ihm geforderte Prognose künftiger Straffälligkeit stellen sowie 
die Verantwortbarkeit einer Erprobung des Untergebrachten in Freiheit und die Ver-
hältnismäßigkeit einer weiteren Unterbringung prüfen. 

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in die Entscheidung über die Ausset-
zungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrative Betrach-
tung). Die Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken, ob und welche Art rechtswidri-
ger Taten von dem Untergebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung
ist (Häufigkeit und Rückfallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgü-
tern zukommt. Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinrei-
chend zu konkretisieren; die Art und der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger 
rechtswidriger Taten ist zu bestimmen; deren bloße Möglichkeit vermag die weitere 
Maßregelvollstreckung nicht zu rechtfertigen. Bei allem ist auf die Besonderheiten 
des jeweiligen Einzelfalles einzugehen. Zu erwägen sind das frühere Verhalten des 
Untergebrachten und von ihm bislang begangene Taten. Abzuheben ist aber auch auf 
die seit der Anordnung der Maßregel veränderten Umstände, die für die künftige Ent-
wicklung bestimmend sind (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>; BVerfGK 16, 501 
<506>). 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet, die Unterbringung in einem psych-
iatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur solange zu vollstrecken, wie der Zweck 
der Maßregel dies unabweisbar erfordert und zu seiner Erreichung den Untergebrach-
ten weniger belastende Maßnahmen - im Rahmen der Aussetzung der Vollstreckung 
zur Bewährung (§ 67d Abs. 2, §§ 68a, 68b StGB) - nicht genügen. Je länger die Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus andauert, umso strenger sind die 
Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheitsentzuges. Der im Einzelfall

31



KD Mainlaw Publikation zum Strafrecht 2018 – 18. April 2018

unter Umständen nachhaltige Einfluss des gewichtiger werdenden Freiheitsanspruchs
wird jedoch dort an Grenzen stoßen, wo es im Blick auf die Art der von dem Unter-
gebrachten drohenden Taten, deren Bedeutung und deren Wahrscheinlichkeit vor 
dem staatlichen Schutzauftrag für die Rechtsgüter des Einzelnen und der Allgemein-
heit unvertretbar erscheint, den Untergebrachten in die Freiheit zu entlassen (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <315>). 

d) Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs wirkt sich bei langdauernden 
Unterbringungen auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach § 67d 
Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Bewer-
tungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem stärker werdenden Frei-
heitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dies erfordert, dass 
der Richter seine Entscheidung eingehend begründet, sich also nicht mit knappen, 
allgemeinen Wendungen begnügt, sondern seine Bewertung anhand der dargestellten 
einfachrechtlichen Maßstäbe substantiiert offenlegt. Erst dadurch wird es möglich, 
im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle nachzuvollziehen, ob die von dem 
Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch gleichsam aufzuwiegen vermag 
(vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>). ...“ (Dieser Beschluss betrifft Entscheidungen der 
Landgerichte Marburg und Wiesbaden. Auf Hervorhebungen wurde verzichtet; siehe 
oben BVerfG, Beschluss vom 17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.).

(BVerfG, Beschluss vom 04.10.2012 - 2 BvR 442/12 – 12 Jahre Maßregelvollzug

„... 1. Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG gewährleistet jedermann 'die Freiheit der Person' und 
nimmt einen hohen Rang unter den Grundrechten ein. Das kommt darin zum Aus-
druck, dass Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG die Freiheit der Person als 'unverletzlich' be-
zeichnet, Art. 104 Abs. 1 Satz 1 GG ihre Beschränkung nur aufgrund eines förmli-
chen Gesetzes zulässt und Art. 104 Abs. 2 bis 4 GG besondere Verfahrensgarantien 
für ihre Beschränkung statuiert (vgl. BVerfGE 35, 185 <190>; 109, 133 <157>; 128, 
326 <372>). 

Die Freiheit der Person darf nur aus besonders gewichtigen Gründen eingeschränkt 
werden (vgl. BVerfGE 22, 180 <219>; 29, 312 <316>; 35, 185 <190>; 45, 187 
<223>; stRspr). Kollidiert der Freiheitsanspruch der Person mit der Durchsetzung 
des staatlichen Strafanspruchs oder dem Erfordernis, die Allgemeinheit vor zu erwar-
tenden Rechtsgutverletzungen zu schützen, sind beide Belange gegeneinander abzu-
wägen (vgl. BVerfGE 90, 145 <172>; 109, 133 <157>; 128, 326 <372 f.>). Dabei ge-
bietet der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, dass die Freiheit der Person nur be-
schränkt werden darf, soweit dies im öffentlichen Interesse unerlässlich ist. Die ver-
fassungsrechtlich gerechtfertigten Eingriffstatbestände haben insoweit auch eine frei-
heitsgewährleistende Funktion, da sie nicht nur den Eingriff in ein grundrechtlich ge-
schütztes Interesse erlauben, sondern zugleich die äußersten Grenzen zulässiger 
Grundrechtseinschränkungen bestimmen (vgl. BVerfGE 70, 297 <307>; 75, 329 
<341>; 126, 170 <195>; BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 27. März 2012 
- 2 BvR 2258/09 -, juris, Rn. 56). 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beherrscht Anordnung und Fortdauer der Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus. Das sich daraus ergebende Span-
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nungsverhältnis zwischen dem Freiheitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem
Sicherungsbedürfnis der Allgemeinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgut-
verletzungen verlangt nach gerechtem und vertretbarem Ausgleich. Dieser lässt sich 
für die Entscheidungen über die Aussetzung der Maßregelvollstreckung nur dadurch 
bewirken, dass Sicherungsbelange und der Freiheitsanspruch des Untergebrachten als
wechselseitiges Korrektiv gesehen und im Einzelfall gegeneinander abgewogen wer-
den (vgl. BVerfGE 70, 297 <311>). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist daher 
in die Prüfung der sogenannten Aussetzungsreife der Maßregel nach § 67d Abs. 2 
StGB einzubeziehen (integrative Betrachtung). Die dem Richter auferlegte Prognose 
erfordert eine wertende Entscheidung. Die darauf aufbauende Gesamtwürdigung hat 
die von dem Täter ausgehenden Gefahren zur Schwere des mit der Maßregel verbun-
denen Eingriffs ins Verhältnis zu setzen (vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>). 

Es ist auf die Gefahr solcher rechtswidriger Taten abzustellen, die ihrer Art und ih-
rem Gewicht nach ausreichen, auch die Anordnung der Maßregel zu tragen; diese 
müssen mithin 'erheblich' im Sinne des § 63 StGB sein. Die Beurteilung hat sich 
demnach darauf zu erstrecken, ob und welche rechtswidrigen Taten von dem Unter-
gebrachten drohen, wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit, Rück-
fallfrequenz) und welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. Dabei ist 
die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu konkretisieren; der 
Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten ist zu bestimmen; de-
ren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht zu rechtferti-
gen. Bei allem ist auf die Besonderheiten des Falles einzugehen. Zu erwägen sind das
frühere Verhalten des Untergebrachten und von ihm bislang begangene Taten. Abzu-
heben ist vor allem aber auf die seit der Anordnung der Maßregel veränderten Um-
stände, die für die künftige Entwicklung bestimmend sind. Dazu gehören nicht nur 
der Zustand des Untergebrachten, sondern auch die zu erwartenden Lebensumstände.
Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit kann es auf die voraussichtlichen Wirkun-
gen der im Falle der Aussetzung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung kraft Ge-
setzes eintretenden Führungsaufsicht (§ 67d Abs. 2 Satz 2 StGB) und der damit ver-
bindbaren weiteren Maßnahme der Aufsicht und Hilfe ankommen (vgl. §§ 68a, 68b 
StGB), insbesondere also die Tätigkeit eines Bewährungshelfers und die Möglichkeit
bestimmter Weisungen (vgl. BVerfGE 70, 297 <313 f.>). 

Da es sich bei der Gesamtwürdigung der für die Frage der Aussetzung (§ 67d Abs. 2 
StGB) maßgeblichen Umstände um eine wertende Entscheidung unter Prognosege-
sichtspunkten handelt, kann das Bundesverfassungsgericht sie nicht in allen Einzel-
heiten, sondern nur daraufhin nachprüfen, ob eine Abwägung überhaupt stattgefun-
den hat und ob die dabei zugrunde gelegten Bewertungsmaßstäbe der Verfassung ent-
sprechen, insbesondere Inhalt und Tragweite des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit nicht verkennen. Je länger aber die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus andauert, umso strenger werden die Voraussetzungen für die Verhält-
nismäßigkeit des Freiheitsentzugs sein. Das Freiheitsgrundrecht gewinnt wegen des 
sich verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Gewicht für die Wertungsentschei-
dung des Strafvollstreckungsrichters. Der im Einzelfall unter Umständen nachhaltige
Einfluss des gewichtiger werdenden Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an Grenzen 
stoßen, wo es im Blick auf die Art der von dem Untergebrachten drohenden Taten, 
deren Bedeutung und Wahrscheinlichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag für die 
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Rechtsgüter des Einzelnen und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den Unter-
gebrachten in die Freiheit zu entlassen (vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>). 

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen in einem Psychiatrischen Kran-
kenhaus (§ 63 StGB) auch auf die an die Begründung einer Entscheidung nach § 67d 
Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. In diesen Fällen engt sich der Bewer-
tungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein; mit dem immer stärker werdenden 
Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte. Dem lässt sich 
dadurch Rechnung tragen, dass der Richter seine Würdigung eingehender abfasst, 
sich also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen begnügt, sondern seine 
Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Kriterien substantiiert offen-
legt. Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle 
nachzuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch
gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Konkretisie-
rung der Wahrscheinlichkeit weiterer rechtswidriger Taten, die von dem Unterge-
brachten drohen, und deren Deliktstypus. Bleibt das Bemühen des Richters um Zu-
verlässigkeit der Prognose trotz Ausschöpfung der zu Gebote stehenden Erkenntnis-
mittel mit großen Unsicherheiten behaftet, so hat auch dies Eingang in seine Bewer-
tung zu finden (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer 
des Zweiten Senats vom 21. Januar 2010, - 2 BvR 660/09 -, FamRZ 2010, S. 532 
f.). ...“ (Auf Hervorhebungen wurde verzichtet; siehe oben BVerfG, Beschluss vom 
17.02.2014 - 2 BvR 1795/12 u.a.)

BVerfG, Beschluss vom 22.11.2011 - 2 BvR 1334/10 – 4 Jahre Maßregelvollzug

„... 1. a) Die Freiheit der Person darf nur aus besonders gewichtigen Gründen und 
unter strengen formellen Gewährleistungen eingeschränkt werden (vgl. BVerfGE 35, 
185 <190>; 109, 133 <157>). Zu diesen wichtigen Gründen gehören in erster Linie 
solche des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts. Eingriffe in die persönliche 
Freiheit auf diesem Gebiet dienen vor allem dem Schutz der Allgemeinheit (vgl. 
BVerfGE 22, 180 <219>; 45, 187 <223>; 58, 208 <224 f.>). Zugleich haben die ge-
setzlichen Eingriffstatbestände jedoch auch eine freiheitsgewährleistende Funktion, 
da sie die Grenzen zulässiger Einschränkung bestimmen. Das gilt entsprechend für 
die Unterbringung eines schuldunfähigen oder erheblich vermindert schuldfähigen 
Straftäters, von dem zukünftig infolge seines Zustandes erhebliche rechtswidrige Ta-
ten zu erwarten sind, in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 StGB 
(BVerfGE 70, 297 <307>). 

Der Gesetzgeber hat im Hinblick auf das Gewicht des Freiheitsanspruchs des Unter-
gebrachten für die Vollstreckung dieser Maßregel besondere Regelungen getroffen, 
die insbesondere deren Aussetzung zur Bewährung vorsehen, sobald verantwortet 
werden kann, zu erproben, ob der Untergebrachte außerhalb des Maßregelvollzuges 
keine rechtswidrigen Taten mehr begehen wird (§ 67d Abs. 2 StGB). Die Strafvoll-
streckungskammer kann die Aussetzungsreife der Maßregel jederzeit überprüfen; sie 
ist dazu jeweils spätestens vor Ablauf eines Jahres verpflichtet (§ 67e Abs. 1 und 2 
StGB). 
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aa) Aus der freiheitssichernden Funktion des Art. 2 Abs. 2 GG ergeben sich Mindes-
terfordernisse für eine zuverlässige Wahrheitserforschung (vgl. BVerfGE 57, 250 
<275>; 70, 297 <308>), die nicht nur im strafprozessualen Hauptverfahren, sondern 
auch für die im Vollstreckungsverfahren zu treffenden Entscheidungen zu beachten 
sind. Sie setzen unter anderem 

• Maßstäbe für die Aufklärung des Sachverhalts und 
• damit für eine hinreichende tatsächliche Grundlage der richterlichen 

Entscheidungen. 
• Es ist unverzichtbare Voraussetzung eines rechtsstaatlichen Verfahrens, 

dass Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit betreffen,
• auf zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen (vgl. BVerfGE 

58, 208 <222>; 70, 297 <308>) und 
• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, 

die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 58, 208 <230>; 70,
297 <308>). 

Nicht nur im sogenannten Strengbeweisverfahren, sondern auch in denjenigen Ver-
fahren, die dem sogenannten Freibeweis unterliegen, gilt die 

• richterliche Aufklärungspflicht, wie sie für die Hauptverhandlung in der 
Regelung des § 244 Abs. 2 StPO ihren Niederschlag gefunden hat 

(vgl. BVerfGE 57, 250 <277>; 70, 297 <309>). 

Bei der Vorbereitung der Entscheidung über die Aussetzung einer Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus hängt es von dem sich nach den Umständen des 
einzelnen Falles bestimmenden pflichtgemäßen Ermessen des Richters ab, in welcher
Weise er die Aussetzungsreife prüft. Geht es um Prognoseentscheidungen, bei denen 
geistige und seelische Anomalien in Frage stehen, besteht in der Regel die 

• Pflicht, einen erfahrenen Sachverständigen hinzuzuziehen. 

Dies gilt besonders dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist; denn die Umstände, die diese bestimmen, 
sind für den Richter oft schwer erkennbar und abzuwägen. Zwar muss nicht bei jeder
Überprüfung der Unterbringung der gleiche Aufwand veranlasst sein; immer ist je-
doch eine für den Einzelfall hinreichende Gründlichkeit bei der Entscheidungsfin-
dung zu gewährleisten (BVerfGE 70, 297 <309>). 

bb) Die Vorschriften über die regelmäßige Überprüfung der weiteren Vollstreckung 
der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 67d Abs. 2 und Abs. 6, 
§ 67e StGB) dienen der Wahrung des Übermaßverbots bei der Beschränkung des 
Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG (vgl. BVerfGK 4, 176 <181>; 5, 67 <68>; 
BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 5. Mai 2008 - 2 BvR 
1615/07 -, juris). Ihre Missachtung kann dieses Grundrecht verletzen, wenn sie 
auf einer Fehlhaltung gegenüber dem das Grundrecht sichernden Verfahrens-
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recht beruht, die auf eine grundsätzlich unrichtige Anschauung von der Bedeu-
tung des Grundrechts schließen lässt (vgl. BVerfGE 18, 85 <93>; 72, 105 <114 
f.>; 109, 133 <163>; BVerfGK 4, 176 <181>). Zwar führt nicht jede Verzögerung 
des Geschäftsablaufs, die zu einer Überschreitung der Frist führt, automatisch auch 
zu einer Grundrechtsverletzung, weil es zu solchen Verzögerungen auch bei sorgfälti-
ger Führung des Verfahrens kommen kann (BVerfGK 4, 176 <181>). Es muss für 
solche Fälle jedoch sichergestellt sein, dass der Geschäftsgang der Kammer in der 
Verantwortung des Vorsitzenden oder des Berichterstatters eine 

• Fristenkontrolle vorsieht, die die Vorbereitung einer rechtzeitigen Ent-
scheidung vor Ablauf der Jahresfrist sicherstellt. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Betroffene in aller Regel persönlich anzuhören
ist und dass auch für eine sachverständige Begutachtung ausreichend Zeit verbleibt, 
soweit die Kammer eine solche für erforderlich halten sollte. Die gesetzliche Ent-
scheidungsfrist von einem Jahr seit der letzten Überprüfungsentscheidung lässt dafür 
ausreichend Raum (vgl. BVerfGK 4, 176 <181>). 

• Gründe für eine etwaige Fristüberschreitung sind zur verfahrensrechtli-
chen Absicherung des Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG in der 
Fortdauerentscheidung darzulegen. 

b) Diesen von Verfassungs wegen an Entscheidungen, welche die Fortdauer der Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus anordnen, zu stellenden Anforde-
rungen werden die angegriffenen Entscheidungen nicht gerecht. Das gilt sowohl für 
die richterliche Sachaufklärung im vorliegenden Fall (aa) als auch für die Über-
schreitung der Überprüfungsfristen durch die Strafvollstreckungskammer ohne Anga-
be von Gründen (bb). ...“

BVerfG, Beschluss vom 21.01.2010 - 2 BvR 660/09 – 15 Jahre Maßregelvollzug

„... a) Die Freiheit der Person darf nur aus besonders gewichtigen und unter strengen 
formellen Gewährleistungen eingeschränkt werden (Art. 2 Abs. 2 Satz 2, Art. 104 
Abs. 1 GG). Bei der Entscheidung darüber, ob die Vollstreckung der Unterbringung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus zur Bewährung auszusetzen ist (§ 67d Abs. 2 
StGB), ist insbesondere die Verhältnismäßigkeit der weiteren Unterbringung zu prü-
fen. Diese Verhältnismäßigkeitsprüfung ist auch von Verfassungs wegen geboten; sie 
muss bestimmten Mindesterfordernissen genügen (vgl. BVerfGE 70, 297 <311>).

aa) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist mit Verfassungsrang ausgestattet. Er 
beherrscht Anordnung und Fortdauer der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus. Das sich daraus ergebende Spannungsverhältnis zwischen dem Frei-
heitsanspruch des betroffenen Einzelnen und dem Sicherungsbedürfnis der Allge-
meinheit vor zu erwartenden erheblichen Rechtsgutverletzungen verlangt nach ge-
rechtem und vertretbarem Ausgleich. Hält das Gericht ein Risiko bei einem nach § 
63 StGB Untergebrachten für gegeben, hat es die mögliche Gefährdung der Allge-
meinheit zur Dauer des erlittenen Freiheitsentzuges in Beziehung zu setzen (vgl. 

36



KD Mainlaw Publikation zum Strafrecht 2018 – 18. April 2018

BVerfGE 70, 297 <311 f.>).

bb) Der Gesetzgeber hat den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit für die Maßregeln 
der Besserung und Sicherung in § 62 StGB auch gesetzlich festgelegt: Eine solche 
Maßregel darf nicht angeordnet werden, wenn sie zur Bedeutung der vom Täter be-
gangenen und zu erwartenden Taten sowie zum Grad der von ihm ausgehenden Ge-
fahr außer Verhältnis steht. Damit hat er von Verfassungs wegen geltendes Recht 
nochmals im sachlichen Kodifikationszusammenhang hervorgehoben, um dem 
Grundsatz besonderen Nachdruck zu verleihen (vgl. BVerfGE 70, 297 <312>).

cc) Überdies ist das Verhältnismäßigkeitserfordernis in den Voraussetzungen für die 
Anordnung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus konkretisiert. 
Diese 

• erfordern einen Zustand des Täters, der in Zukunft erhebliche rechts-
widrige Taten erwarten lässt. 

Hierzu zählen nicht lediglich Fälle der schweren Kriminalität; 

• ausgeschieden werden allerdings geringfügige Taten 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <312 f.>; BVerfGK 2, 55 <59>). Der Gesetzgeber wollte mit 
der Vorschrift des § 62 StGB nicht nur die Geltung des Gesichtspunktes der Verhält-
nismäßigkeit für die Anordnung der Maßregeln betonen, sondern auch seine beson-
dere Bedeutung für die notwendigen Folgeentscheidungen verdeutlichen (vgl. BVerf-
GE 70, 297 <312>).

dd) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in die Prüfung der Aussetzungsreife 
der Maßregel nach § 67d Abs. 2 StGB einzubeziehen (integrative Betrachtung). Die 
Beurteilung hat sich darauf zu erstrecken, 

• ob und welche Art rechtswidriger Taten von dem Untergebrachten dro-
hen, 

• wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit und Rückfallfre-
quenz) und 

• welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt. 

Dabei ist die von dem Untergebrachten ausgehende Gefahr hinreichend zu konkreti-
sieren; 

• der Grad der Wahrscheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten ist zu 
bestimmen; 

• deren bloße Möglichkeit vermag die weitere Maßregelvollstreckung nicht
zu rechtfertigen. 

• Bei allem ist auf die Besonderheiten des Falles einzugehen. 
• Zu erwägen sind das frühere Verhalten des Untergebrachten und 
• von ihm bislang begangene Taten. 
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• Abzuheben ist vor allem aber auf die seit der Anordnung der Maßregel 
veränderten Umstände, 

• die für die künftige Entwicklung bestimmend sind 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <314 f.>).

ee) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet, die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB nur solange zu vollstrecken, wie der 
Zweck dieser Maßregel es unabweisbar erfordert und zu seiner Erreichung den Un-
tergebrachten weniger belastende Maßnahmen - im Rahmen der Aussetzung der Voll-
streckung zur Bewährung (vgl. § 67d Abs. 2, § 68a, § 68b StGB) - nicht genügen. 

• Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus an-
dauert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßig-
keit des Freiheitsentzuges.

Der im Einzelfall unter Umständen nachhaltige Einfluss des gewichtiger werdenden 
Freiheitsanspruchs wird jedoch dort an Grenzen stoßen, wo es im Blick auf die Art 
der von dem Untergebrachten drohenden Taten, deren Bedeutung und deren Wahr-
scheinlichkeit vor dem staatlichen Schutzauftrag für die Rechtsgüter des Einzelnen 
und der Allgemeinheit unvertretbar erscheint, den Untergebrachten in die Freiheit zu 
entlassen (vgl. BVerfGE 70, 297 <315>).

ff) Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeits-
prüfung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen auch auf die an die Begrün-
dung einer Entscheidung nach § 67d Abs. 2 StGB zu stellenden Anforderungen aus. 
In diesen Fällen engt sich der Bewertungsrahmen des Strafvollstreckungsrichters ein;
mit dem stärker werdenden Freiheitseingriff wächst die verfassungsgerichtliche Kon-
trolldichte. Dies erfordert angesichts der besonderen Wertungsabhängigkeit der Ent-
scheidung, ob die Erprobung des Untergebrachten in Freiheit verantwortet werden 
kann, dass der Richter seine 

• Entscheidung eingehend begründet, sich also nicht mit knappen, 
• allgemeinen Wendungen begnügt,  sondern 
• seine Bewertung anhand der dargestellten einfachrechtlichen Maßstäbe 

substantiiert offenlegt. 

Erst dadurch wird es möglich, im Rahmen verfassungsgerichtlicher Kontrolle nach-
zuvollziehen, ob die von dem Täter ausgehende Gefahr seinen Freiheitsanspruch 
gleichsam aufzuwiegen vermag. Zu verlangen ist mithin vor allem die Konkretisie-
rung der Art und der Wahrscheinlichkeit der drohenden weiteren rechtswidrigen Ta-
ten (vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.>).

Genügen die Gründe einer Entscheidung über die Fortdauer einer bereits außerge-
wöhnlich lange währenden Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 
63, § 67d Abs. 2 StGB) diesen Maßstäben nicht, so führt das dazu, dass die Freiheit 
der Person des Untergebrachten auf solcher Grundlage nicht rechtmäßig einge-
schränkt werden kann; sein Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG ist verletzt, weil 
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es an einer verfassungsrechtlich tragfähigen Grundlage für die Unterbringung fehlt 
(vgl. BVerfGE 70, 297 <316 f.>). ...“

BVerfG, Beschluss vom 13.11.2005 - 2 BvR 792/05 – 13 Jahre Maßregelvollzug

„... Der Beschluss des Landgerichts vom 28. Januar 2005 über die Fortdauer der Un-
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 67 d Abs. 2 und § 67 e 
StGB sowie die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 5. April 2005 über die 
hiergegen gerichtete sofortige Beschwerde verletzen wegen der unterbliebenen Bei-
ordnung eines Rechtsanwalts den Beschwerdeführer in seinem Anspruch auf ein fai-
res Verfahren nach Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG (vgl. 
BVerfGE 39, 238 <242 f.>; 63, 380 <390 f.>; 70, 297 <322 f.>; dazu unter 1.) und in 
seinem Freiheitsrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG (2.).

1. Die Vorschriften der Strafprozessordnung über die notwendige Mitwirkung und 
die Bestellung eines Verteidigers (§§ 140 ff. StPO) stellen sich als Konkretisierung 
des Rechtsstaatsprinzips in seiner Ausgestaltung als Gebot fairer Verfahrensführung 
dar. Die Verfassung selbst will sicherstellen, dass der Beschuldigte auf den Gang und
das Ergebnis des gegen ihn geführten Strafverfahrens Einfluss nehmen kann (vgl. 
BVerfGE 63, 380 <391>; 70, 297 <323>). Für den Vollzug der Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus gilt nichts anderes. Auch hier

• darf der Untergebrachte nicht nur Objekt des Verfahrens sein. 

Ihm ist von Verfassungs wegen jedenfalls dann ein Pflichtverteidiger beizuordnen, 
wenn 

• es nach der konkreten Fallgestaltung, insbesondere 
• bei Besonderheiten und Schwierigkeiten im Diagnose- und Prognosebe-

reich,
• als evident erscheint, dass er sich angesichts seiner Erkrankung nicht 

selbst verteidigen kann 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <323>; vgl. auch EGMR, NJW 1992, S. 2945 <2946>). Die 
Mitwirkung eines Pflichtverteidigers ist auch dann geboten, wenn 

• die Würdigung aller Umstände, das Vorliegen eines 'schwerwiegenden 
Falles' ergibt

(vgl. BVerfGE 39, 238 <243>; 46, 202 <210 f.>; 63, 380 <391>). Dabei kommt auch
der 

• Dauer der weiteren Freiheitsentziehung besonderes Gewicht zu 

(vgl. BVerfGE 86, 288 <338> zur Strafaussetzung bei lebenslanger Freiheitsstrafe).

Ohne dass es einer verfassungsgerichtlichen Stellungnahme zur einfachrechtlichen 
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Gesetzesauslegung bedürfte (vgl. dazu OLG Stuttgart, StV 1993, S. 378; OLG Jena, 
StV 1997, S. 540; OLG Braunschweig, StV 2001, S. 21; OLG Karlsruhe, StV 1997, 
S. 314 <315>; Wohlers, in: Systematischer Kommentar zur StPO, § 140 Rn. 57; 
Meyer-Goßner, StPO, 48. Aufl. 2005, § 140 Rn. 33a, die die Beiordnung in der Regel
für erforderlich halten und die Begründung des ausnahmsweisen Absehens verlan-
gen; eher differenzierend an Hand der Voraussetzungen von § 140 Abs. 2 StPO 
BbgVerfG, NJW 2001, S. 2533 <2534>; OLG Karlsruhe, NStZ-RR 2004, S. 19; 
OLG Brandenburg, NStZ-RR 1997, S. 96; KG, Beschluss vom 15. November 2001 - 
1 AR 1413/01 - 5 Ws 715/01 u.a. - <juris> und Beschluss vom 19. Februar 2002 - 1 
AR 181/02 - 5 Ws 104/02 u.a. - <juris>), war jedenfalls im vorliegenden Fall auf 
Grund der konkreten Umstände die Bestellung eines Pflichtverteidigers von Verfas-
sungs wegen geboten.

Bereits mit Blick auf die bisherige Dauer des Freiheitsentzugs von mittlerweile 19 
Jahren, davon 13 Jahre im Maßregelvollzug, ist die Entscheidung über die Fortdauer 
der Unterbringung für den Beschwerdeführer wegen der Wirkungen eines lang an-
dauernden Freiheitsentzugs schwerwiegend. Die Dauer der Freiheitsentziehung hat 
hier ein Ausmaß erreicht, das im Falle einer Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung die obligatorische Bestellung eines Pflichtverteidigers gemäß § 463 Abs. 3 Satz 
5 StPO geboten hätte. Der Fortdauerbeschluss hat - unbeschadet späterer Überprü-
fungen - weit reichende Folgen, weil der Maßregelvollzug gemäß § 63 StGB keine 
gesetzliche Obergrenze kennt.

Die Sach- und Rechtslage ist im vorliegenden Fall kompliziert. Mit zunehmender 
Dauer der Unterbringung 

• erhöhen sich auf Grund der Wirkkraft des Freiheitsgrundrechts des Un-
tergebrachten 

• die Anforderungen an die Sachverhaltsaufklärung und 
• an die richterliche Würdigung der die Fortdauer der Freiheitsentziehung

tragenden Gründe 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <311, 316>). Damit wird es jedenfalls im Regelfall für den 
Untergebrachten zunehmend schwieriger, sich mit den differenzierteren tatsächlichen
und rechtlichen Erwägungen des Gerichts in einer der effektiven Wahrnehmung sei-
ner Interessen entsprechenden Weise auseinanderzusetzen. Vorliegend tritt der beson-
dere Umstand hinzu, dass 

• ein Sachverständiger, der den Beschwerdeführer offenbar weiterhin dia-
gnostisch begleitet, das Vorliegen einer psychischen Erkrankung und 

• einer daraus resultierenden Gefährlichkeit des Beschwerdeführers ver-
neint.

Auch mit Blick auf die 

• Sachverständigenauswahl 

vermitteln bereits die Entscheidungsgründe des Oberlandesgerichts nicht den Ein-
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druck, es hätte sich um eine einfach gelagerte Frage gehandelt. Ohne dass an dieser 
Stelle über die Stichhaltigkeit der gegen die Sachverständige K. erhobenen Einwände
zu befinden wäre, sah sich das Oberlandesgericht in diesem Zusammenhang immer-
hin zu mehrseitigen - teils verfassungsrechtlichen und gesetzeshistorischen - Ausfüh-
rungen zu der Frage veranlasst, ob und inwieweit Psychologen ebenso wie Psychiater
mit der Erstattung von Gutachten der hier in Rede stehenden Art betraut werden dürf-
ten.

Dass der Beschwerdeführer, der über keine abgeschlossene Schul- oder Berufsausbil-
dung verfügt, angesichts des Gewichts der Entscheidung und der Kompliziertheit der
Sach- und Rechtslage zur effektiven Wahrnehmung seiner Rechte nicht in hinrei-
chendem Maße in der Lage war, liegt auf der Hand. Es vermag nicht zu überzeugen, 
wenn das Oberlandesgericht die Bestellung eines Pflichtverteidigers unter Hinweis 
auf die angeblich beachtliche juristische Sachkenntnis des Beschwerdeführers für 
entbehrlich hielt. Dagegen sprach schon sein schulischer und beruflicher Werdegang.
Mit Blick auf die in der Stellungnahme der Klinik geschilderte Neigung des Be-
schwerdeführers zur Pseudo-Intellektualisierung, die er bis zur Karikaturisierung 
treibe, hätten die Fachgerichte der nahe liegenden Frage nachgehen müssen, ob er 
sich hierdurch nicht gerade den Blick auf die tatsächlichen Probleme verstellt und 
sich in unspezifischen Aneinanderreihungen von Zitaten aus Gerichtsentscheidungen,
Gutachten und der Fachliteratur verliert. Auch der außergewöhnliche Umstand, dass 
der Beschwerdeführer im Vorfeld des Anhörungstermins vor dem Landgericht zeit-
weise fünf Rechtsanwälte beauftragt hatte, letztlich jedoch kein beständiges Man-
datsverhältnis zustande kam, hätte die Gerichte zu der Frage führen müssen, ob nicht 
gerade die angenommenen Persönlichkeitsstörungen die Herausbildung eines ver-
trauensvollen Mandatsverhältnisses aus eigener Kraft erschwerten, wenn nicht ver-
hinderten, und auch deshalb die Inpflichtnahme eines Bevollmächtigten entsprechend
§ 140 Abs. 2 StPO geboten gewesen wäre.

2. Die angegriffenen Beschlüsse verletzen den Beschwerdeführer auch in seinem 
Freiheitsrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG; denn die Bestellung eines Pflichtverteidi-
gers gehört dort, wo ihre Voraussetzungen vorliegen, zu den verfahrensrechtlichen 
Absicherungen des Freiheitsrechts, um die Grenzen der Zumutbarkeit eines Grund-
rechtseingriffs zu wahren (vgl. BVerfGE 109, 133 <159, 162 f.>).

3. Da nicht auszuschließen ist, dass die angegriffenen Entscheidungen auf dem fest-
gestellten Verfassungsverstoß beruhen, sind sie aufzuheben (vgl. BVerfGE 65, 171 
<179>).

4. Unbeschadet dessen bleibt darauf hinzuweisen, dass die

• Beauftragung eines nichtärztlichen Psychologen für die Erstattung eines 
Prognosegutachtens 

im Vorfeld der gemäß § 67 d Abs. 2 StGB zu treffenden Entscheidung nicht schon 
generell von Verfassungs wegen ausscheidet (vgl. auch Fischer, in: Karlsruher Kom-
mentar zur StPO, 5. Aufl. 2003, § 454 Rn. 12e; Schüler-Springorum, StV 1994, S. 
255; Pollähne, in: Kammeier, Maßregelvollzugsrecht, 2. Aufl. 2002, Buchstabe F Rn.
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144; Stöckel, in: KMR, Kommentar zur StPO, Stand: Oktober 2002, § 454 Rn. 30 
m.w.N.; Meyer-Goßner, StPO, 48. Aufl. 2005, § 454 Rn. 37; vgl. auch OLG Karlsru-
he, NStZ-RR 2000, S. 125, die keinen Vorrang des Psychiaters annehmen, ebenso - 
wenn auch in der Tendenz etwas zurückhaltender - Wendisch, in: Löwe-Rosenberg, 
Kommentar zur StPO, 25. Aufl. 2001, § 454 Rn. 52). Der Beschwerdeführer kann 
sich für seine Auffassung, Psychologen seien insoweit generell fachlich ungeeignet, 
weder auf das Urteil des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Fe-
bruar 2004 - 2 BvR 2029/01 - (vgl. BVerfGE 109, 133 <164 f.>) noch auf den Be-
schluss der 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 14. 
Januar 2005 - 2 BvR 983/04 - (EuGRZ 2005, S. 181 f.) stützen. Ob Sachverständige 
entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts über eine 

• geeignete Ausbildung und 
• hinreichende Erfahrung 

verfügen (vgl. Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungs-
gerichts vom 23. September 1991 - 2 BvR 1327/89 -, NStZ 1992, S. 405 <406>; vgl. 
auch BVerfGE 109, 133 <163 ff.>), ist eine Frage der Bewertung der Umstände des 
Einzelfalls. ...“

BVerfG, Beschluss vom 06.04.1995 - 2 BvR 1087/94 - 24 Jahre Maßregelvollzug

„... a) Aus Art. 2 Abs. 2, 104 Abs. 1 GG ergibt sich, daß die Freiheit der Person nur 

• aus besonders gewichtigen Gründen und 
• unter strengen formellen Gewährleistungen eingeschränkt werden darf 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <307>). Maßregeln der Besserung und Sicherung dürfen 

• nur zum Schutz der Allgemeinheit vor weiteren erheblichen rechtswidri-
gen Taten vorgesehen werden. 

Nur dann steht das Freiheitsgrundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG nicht entgegen 
(vgl. Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 16. März 1994, StV 1994, S. 594
<595> m.w.N.). Dem entspricht auch das Gesetz in den Anordnungsgründen des § 63
StGB, in den Bestimmungen über die Aussetzung der Maßregel (vgl. §§ 67d Abs. 2, 
67e Abs. 1 und 2 StGB) sowie allgemein in § 62 StGB. Es ist zudem anerkannt, daß 
der Gesetzgeber mit der Vorschrift des § 62 StGB nicht nur die 

• Geltung des Gesichtspunktes der Verhältnismäßigkeit 

für die Anordnung der Maßregel betonen, sondern auch seine besondere Bedeutung 
für die notwendigen Folgeentscheidungen verdeutlichen wollte (BVerfGE 70, 297 
<312>). 

b) In Auslegung und Anwendung dieser Vorschriften hat der Richter von Verfassungs
wegen zu beachten, daß die Frage der Fortdauer der Unterbringung im Lichte des 
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Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG zu würdigen ist. Unter diesem Gesichtspunkt ist bei der

• gebotenen Gesamtwürdigung 
• die vom Täter ausgehende Gefahr 
• zur Schwere des mit der Maßregel verbundenen Eingriffs 
• ins Verhältnis zu setzen

(vgl. BVerfGE 70, 297 <313>); die weitere Unterbringung des Täters rechtfertigt sich
nur, wenn 

• infolge seines Zustandes 
• in Zukunft 
• erhebliche 
• rechtswidrige Taten
• zu erwarten sind

(vgl. BVerfGE, a.a.O., S. 312 m.w.N.). Die Beurteilung hat sich demnach darauf zu 
erstrecken, 

• ob und welche Art rechtswidriger Taten 
• von dem Untergebrachten drohen, 
• wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist (Häufigkeit, Rückfallfre-

quenz) und 
• welches Gewicht den bedrohten Rechtsgütern zukommt 

(BVerfGE, a.a.O., S. 313 m.w.N.). Zu erwägen sind das 

• frühere Verhalten des Untergebrachten und 
• von ihm bislang begangene Taten 

(BVerfGE, a.a.O., S. 313 f.). Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus bereits andauert, um so strenger werden die Voraussetzungen für die 
Verhältnismäßigkeit des Freiheitsentzuges sein (vgl. BVerfGE, a.a.O., S. 315). 

Das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs bei der Verhältnismäßigkeitsprü-
fung wirkt sich bei langdauernden Unterbringungen auch auf die an die 

• Begründung einer Entscheidung zu stellenden Anforderungen aus; 
• außerdem wächst die verfassungsgerichtliche Kontrolldichte 

(vgl. BVerfGE 70, 297 <315 f.> m.w.N.). Die Frage, wann eine Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) als 

• langdauernd bezeichnet werden kann, läßt sich nicht allgemeingültig be-
antworten.

Anhalt hierfür mögen die 
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• Strafrahmen derjenigen Tatbestände geben, 
• die der Täter verwirklicht hat und 
• an die seine Unterbringung anknüpft, aber auch diejenigen 
• der von ihm drohenden Delikte 

(BVerfGE, a.a.O., S. 316). 

Genügen die Gründe einer Entscheidung über die Fortdauer einer bereits außerge-
wöhnlich lange währenden Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§§
63, 67d Abs. 2 StGB) diesen Maßstäben nicht, so führt das dazu, daß die Freiheit der 
Person des Untergebrachten auf solcher Grundlage nicht rechtmäßig eingeschränkt 
werden kann; sein Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG ist verletzt, weil es an ei-
ner verfassungsrechtlich tragfähigen Grundlage für die Unterbringung fehlt (BVerf-
GE, a.a.O., S. 316 f.). Daraus folgt zwingend, daß das Gericht die Maßregel für erle-
digt zu erklären hat, wenn es als Ergebnis der richterlichen Sachaufklärung die Vor-
aussetzungen für die Fortdauer der Maßregel nicht feststellen kann. 

c) Das

• Prozeßgrundrecht auf ein faires Verfahren

gebietet es außerdem, daß Entscheidungen, die den Entzug der persönlichen Freiheit 
betreffen, auf 

• zureichender richterlicher Sachaufklärung beruhen und 
• eine in tatsächlicher Hinsicht genügende Grundlage haben, 

die der Bedeutung der Freiheitsgarantie entspricht (vgl. BVerfGE 70, 297 <308>). 
Geht es um Prognoseentscheidungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in 
Frage stehen, so besteht in der Regel die Pflicht, 

• einen erfahrenen Sachverständigen hinzuzuziehen. 

Dies gilt in Sonderheit dort, wo die Gefährlichkeit eines in einem psychiatrischen 
Krankenhaus Untergebrachten zu beurteilen ist. 

Zwar muß nicht bei jeder Überprüfung der Unterbringung der gleiche Aufwand ver-
anlaßt sein; 

• immer ist jedoch eine für den Einzelfall hinreichende Gründlichkeit bei 
der Entscheidungsfindung zu gewährleisten 

(vgl. BVerfGE, a.a.O., S. 309 f.). ...“
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